
GESCHÄFTSBERICHT 2024/2025



2

Das abgelaufene Geschäftsjahr war für unsere Pensions-

kasse von tiefgreifenden strukturellen Entscheidungen 

geprägt. Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und  

die Entwicklung der Kapitalmärkte haben zu bilanziellen 

Belastungen geführt, die mit konventionellen Mitteln nicht 

mehr zu bewältigen waren. Die Babcock Pensionskasse  

muss saniert werden. Hierzu ist es unumgänglich, die Leis-

tungen der Pensionskasse zu kürzen. Es ist unsere Pflicht  

als Vorstände, die dafür notwendigen Maßnahmen einzu-

leiten und umzusetzen. 

Zu den umgesetzten Maßnahmen der Sanierung gehören 

neben dem Ausgleich des Bilanzverlustes auch zwei  

wesentliche versicherungsmathematisch begründete Effekte:

Erstens ist dem Langlebigkeitsrisiko – aufgrund der beobach-

teten Entwicklung der Sterblichkeit und der längerfristigen 

Prognosen – sofort und erheblich Rechnung zu tragen.  

Zweitens ergibt sich aus der Absenkung des versicherungs-

technischen Rechnungszinses auf 2,7 % eine weitere zwin-

gende Anpassung. Beide Komponenten – Langlebigkeits-

verstärkung und Zinsanpassung – waren zwingend zum 

30.09.2025 umzusetzen und haben die bilanzielle Situation 

zusätzlich finanziell belastet.

Das Ziel der Sanierung war es, die Pensionskasse dauerhaft 

zu stabilisieren und die dauerhafte Erfüllbarkeit unserer 

Leistungen langfristig sicherzustellen. In einem ersten 

Schritt haben wir gemeinsam mit unseren größten Träge-

runternehmen intensiv die Möglichkeit zur Gewährung von 

Gründungstockdarlehen geprüft. Die Gespräche waren jeder-

zeit vertrauensvoll, konstruktiv und geprägt von den gemein-

samen Anliegen, die Leistungsfähigkeit in der Zukunft zu 

sichern. Nach umfassender interner Prüfung sind die größ-

ten Trägerunternehmen zu dem Ergebnis gelangt, dass die-

ser Weg nicht der passende ist, dabei hat die Heterogenität 

der Trägerunternehmen diesen Weg strukturell erschwert. 

Vor diesem Hintergrund blieb als einzig verbleibende Option 

die Sanierung durch die Herabsetzung der Leistungen gemäß 

unserer Satzung.

Die Vertreterversammlung der Babcock Pensionskasse hat 

am 21.04.2026 den Vorschlag des Verantwortlichen Aktu-

ars gem. § 13 Abs. 3 der Satzung zum Ausgleich des zuvor 

zum 30.09.2025 vorhandenen Fehlbetrags mit Wirkung zum 

30.09.2025 beschlossen. Dieser wurde durch die Aufsichts-

behörde am 21.04.2026 als unbedenklich bescheinigt.

Dieser einschneidende, aber unvermeidbare Schritt wird 

erstmals mit der Rentenauszahlung im Oktober für den  

Leistungsmonat November 2026 wirksam. In der Folge tritt 

die Subsidiärhaftung in Kraft, die vorsieht, dass die Arbeit-

geber die entstehende Leistungslücke zwischen vereinbarter 

und tatsächlich ausgezahlter Leistung für ihre betroffenen 

Arbeitnehmer ausgleichen. Die eingeleiteten Sanierungs-

maßnahmen stellen die sogenannte Ultima Ratio dar.

Im Rahmen der gesetzlich vorgeschriebenen Abläufe wurde 

der Babcock Pensionskasse daraufhin mit Wirkung zum 

02.12.2025 die Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb widerrufen, 

da sie die vorgeschriebenen Mindestkapitalanforderungen 

nicht mehr erfüllen kann. 

VORWORT
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INHALT
Von diesem Widerruf bleiben bestehende Versicherungs-

verträge unberührt und sind ordnungsgemäß durchzufüh-

ren und abzuwickeln. Damit setzen wir die bereits seit dem 

Jahr 2005 faktisch, durch das Neugeschäftsverbot, ausge-

übte Geschäftstätigkeit zur Abwicklung der bestehenden 

Versicherungsverhältnisse unverändert und geordnet fort 

und stehen auch weiterhin unter Aufsicht der BaFin.

Unsere Aufgabe ist es nun, die Sanierung umzusetzen und 

damit die dauerhafte Auszahlung der Leistungen sicher-

zustellen. Darüber hinaus unterstützen wir Arbeitgeber 

und Anspruchsberechtigte bei der Umsetzung der Subsi-

diärhaftung. Das machen wir transparent, nachvollziehbar  

und serviceorientiert. So stellen wir beispielsweise proak-

tiv sicher, dass alle Trägerunternehmen zeitnah die not-

wendigen Daten erhalten, damit sie die Subsidiärhaftung 

auch administrativ umsetzen können.

Wir wissen, dass diese Entwicklung für viele Versicherte 

mit Unsicherheit verbunden ist. Umso mehr verstehen  

wir uns als verlässlicher Ansprechpartner, der klar auf-

zeigt, welche Schritte möglich sind und an wen sich Betrof-

fene wenden können. Unsere operative Leistungsfähigkeit 

bleibt davon unberührt: Rentenzahlungen werden auch im 

gekürzten Umfang weiterhin pünktlich und ordnungsge-

mäß erbracht.

Sanierung bedeutet Einschnitt – aber auch Verantwortung, 

Klarheit und Zukunftsfähigkeit. Wir sind überzeugt, mit 

den nun umgesetzten Maßnahmen die richtigen Weichen 

gestellt zu haben, um die Handlungsfähigkeit der Pensi-

onskasse langfristig zu sichern. Dafür danken wir unseren 

Mitgliedern, Trägerunternehmen, Mitarbeitenden und  

Partnern für das entgegengebrachte Vertrauen und die 

konstruktive Begleitung dieses anspruchsvollen Weges.

Ralf Langhoff
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* exklusiv Aufwendungen für die Regulierung von Versicherungsfällen

AUF  
EINEN  
BLICK

2021/22 2022/23 2023/24 2024/25

MITGLIEDERBESTAND

Anwärter 6.089 5.7 18 5.377 4.973

Rentenempfänger 9.227 9.253 9.294 9.322

DATEN ZUR BILANZ (IN MIO. EUR)

Bilanzsumme 557,5 526,0 514,3 449,2

Kapitalanlagen 534,7 497,9 497,0 442,7

Deckungsrückstellung 523,3 514,4 503,2 446,5

DATEN ZUR GUV (IN MIO. EUR)

Laufende Beiträge 3,8 3,5 3,3 3,1

Erträge aus Kapitalanlagen 21,8 30,7 24,4 7,5

Versicherungsleistungen* 25,8 26,2 26,2 26,8

VERZINSUNG IN %

Nettoverzinsung 3,64 -1,35 2,57 -8,48



ORGANE DER KASSE 
UND KASSENÄMTER
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MITGLIEDER DER VERTRETERVERSAMMLUNG*

ARBEITNEHMERVERTRETER,  

ORDENTLICHE MITGLIEDER

Hans Sauer, Ludwigsau-Mecklar, Vorsitzender

Jens Leidner, Barsbek (bis 05.10.2025)

Nicole Reinhold, Kiel (ab 06.10.2025)

Annette Reich, Gummersbach

Kerstin Waniek, Bottrop (ab 06.11.2024)

Volker Held, Bottrop 

Markus Schieler, Schmitshausen

Ludger Berlet, Köln 

Bodo Arntz, Oberhausen

Andreas Gebauer, Heikendorf

Udo Hecht, Neumünster

Dirk Richter, Wesel

ARBEITGEBERVERTRETER, 

ORDENTLICHE MITGLIEDER

Michael Schneider, Oberhausen, stellvertr. Vorsitzender

Michael Huysmann, Oberhausen

Timo Suhr, Osterrönfeld

Bernd Strauch, Xanten

Rainer Bünten, Bad Hersfeld

Jörg Metzen, Bergisch Gladbach

Arnd Janzen, Hünxe

Marko Wirsing, Krayenberggemeinde

Christoph Theis, Leichlingen (ab 06.11.2024)

RENTNERVERTRETER

Lutz Huwald, Mülheim

Renate Schöneberg, Oberhausen

ARBEITNEHMERVERTRETER, 

STELLVERTRETENDE MITGLIEDER

Frank Martach, Bad Hersfeld (ab 06.11.2024)

Nicole Reinhold, Kiel (bis 05.10.2025)

Uwe Schrahe, Gummersbach

Ferhat Erdiz, Oberhausen

Dirk Rademacher, Wesel (bis 05.10.2025)

Mireille Klomps, Duisburg

Andrea Lawrenz, Bleckede

Dietmar Loske, Oberhausen (ab 06.11.2024)

Thomas Schnug, Groß Vollstedt

Thomas Reeck, Boostedt (ab 06.11.2024)

Rainer Längler, Oberhausen

ARBEITGEBERVERTRETER, 

STELLVERTRETENDE MITGLIEDER

Frank Hoffhaus, Oberhausen

Svenja Neumann, Suurhusen

Uwe Jäger, Bad Hersfeld

Mathias Ohle, Köln

Dirk Schils, Kleve (ab.11.2024)

Ralf Mansius, Bad Hersfeld 

Rainer Sommer, Neuss (ab 06.11.2024)

* �Die Mitglieder der Vertreterversammlung, die am Bilanzstichtag 
im Amt waren, sind fett gedruckt.
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MITGLIEDER DES AUFSICHTSRATS*

ARBEITGEBERVERTRETER,  

ORDENTLICHES MITGLIED

Marco Konstantinovic, Vorsitzender

GeBeWe Transfergesellschaft mbH

Geschäftsführer 

Christopher Schindler (bis zum 31.03.2026)

TKMS GmbH

Personalleiter 

Dr. Benedikt Viedenz (ab 01.04.2026)

TKMS GmbH

Vice President People & Culture Acquisition  

& Development

Joachim Vossen (bis 30.09.2025)

GeBeWe Transfergesellschaft mbH

Gesellschafter

Bernd Becker (ab 01.10.2025)

ehem. GEA Group AG

ehem. Senior Vice President Corporate Treasury

Organe der Kasse und Kassenämter | 

VORSTAND

Ralf Langhoff, Vorsitzender

Betriebswirt

Leonard Ronig

Bilanzbuchhalter (IHK)

Mark Walddörfer 

Dipl. Mathematiker

KASSENÄMTER 

Marius Fengels, Wesel 

Treuhänder

René Aguilar Martin, Reken

stellvertretender Treuhänder

HT VIA AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Nürnberg

Abschlussprüfer

Mark Walddörfer, Stuttgart 

Verantwortlicher Aktuar

* Die Mitglieder des Aufsichtsrats sowie der Vorstand und die  
Kassenämter, die am Bilanzstichtag im Amt waren, sind fett gedruckt.

ARBEITNEHMERVERTRETER,  

ORDENTLICHES MITGLIED

Thomas Boy, stellvertretender Vorsitzender (ab 01.10.2025)

SPIE GmbH

Betriebsrat

Achim Hass, stellvertretender Vorsitzender (bis 30.09.2025) 

TKMS GmbH

Arbeitsvorbereitung/Betriebsratsvorsitzender

Jens Leidner (ab 01.10.2025)

TKMS GmbH

IT-System Ingenieur

Beate Hickel (bis 30.09.2025)

TLT-Turbo GmbH

Betriebsrat

Dirk Rademacher (ab 01.10.2025)

Bilfinger Nuclear & Energy Transition GmbH

Montageprojektleiter

VORSTAND UND KASSENÄMTER
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LAGEBERICHT 
FÜR DAS  
GESCHÄFTS-
JAHR 2024/2025
Die Babcock Pensionskasse VVaG (BPK) wurde am 01.10.1954 als Konzern-

Pensionskasse von der „Deutsche Babcock & Wilcox Dampfkesselwerke AG“, 

zuletzt „Babcock Borsig AG“ gegründet. Die Pensionskasse ist ein kleinerer 

Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit (VVaG) im Sinne des § 210 VAG. Der 

satzungsgemäße Zweck der Kasse ist es, ihren Mitgliedern oder deren Hin-

terbliebenen Renten zu gewähren (Pensionsversicherung). Versicherungs-

geschäfte gegen festes Entgelt gemäß § 177 (2) VAG. Versicherungsfremde 

Geschäfte werden nicht getätigt. 
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RAHMENBEDINGUNGEN DES GESCHÄFTSJAHRS

Das Geschäftsjahr 2024/2025 war weiterhin von einer 

schwachen gesamtwirtschaftlichen Dynamik geprägt. Nach 

Ausweis des Statistischen Bundesamtes sank das Brutto-

inlandsprodukt Deutschlands im Jahr 2024 um –0,2 % 

(4.310,6 Mrd. Euro), nachdem es 2023 bereits um –0,3 % 

(4.185,6 Mrd. Euro) zurückgegangen war. Damit schrumpfte 

die Wirtschaft das zweite Jahr in Folge. Internationale  

Handelskonflikte – insbesondere die bereits wirksam gewor-

denen US-Zölle – belasteten die exportorientierten Branchen 

zusätzlich. Verschiedene Wirtschaftsforschungsinstitute 

rechnen für 2026 nur mit einem sehr geringen bis niedrigen 

Wachstum. Die Bundesbank und das ifo-Institut benennen 

anhaltende geopolitische Spannungen, Handelsrisiken und 

strukturelle Defizite als klar konjunkturdämpfende Faktoren.

REAKTIONEN DER EUROPÄISCHEN ZENTRALBANK (EZB)

Vor dem Hintergrund rückläufiger Inflationsraten und einer 

anhaltend schwachen Konjunktur leitete die EZB im Verlauf 

des Geschäftsjahres eine vorsichtige Lockerung der Geld-

politik ein. Die Inflation stabilisierte sich in Richtung des 

Zielwerts von 2 %, was der Zentralbank Spielraum für Zins-

senkungen eröffnete. Sinkende Finanzierungskosten und 

steigende Realeinkommen trugen dazu bei, die wirtschaft-

liche Belastung etwas zu reduzieren.

ENTWICKLUNG DER INFLATION

Die Teuerungsrate fiel 2024 deutlich, und sowohl 2024 

als auch 2025 lag sie mit 2,2 % ungefähr auf Höhe des 

EZB‑Ziels von 2 %. Der Rückgang der Energiepreise sowie 

eine Normalisierung internationaler Lieferketten wirkten 

preisdämpfend. Demgegenüber führten steigende Löhne 

weiterhin zu erhöhten Dienstleistungspreisen. Dennoch ver-

besserten die realen Einkommenszuwächse die Konsumlage 

und stützten die binnenwirtschaftliche Nachfrage.

FOLGEN FÜR DEN FINANZ- UND IMMOBILIENMARKT

Die Situation an den Immobilien- und Finanzmärkten blieb 

im Berichtszeitraum heterogen. Während im Wohn- und 

Logistiksegment erste Stabilisierungstendenzen sichtbar 

wurden, blieben die gewerblichen Immobilienmärkte auf-

grund hoher Finanzierungskosten und gedämpfter Inve-

stitionstätigkeit unter Druck. Projektentwicklungen litten 

weiterhin unter gestiegenen Kosten und einer vorsichtigen 

Kreditvergabe. Die erhobenen US-Zölle erhöhten zudem die 

Unsicherheit in der Industrielandschaft, was sich indirekt 

belastend auf gewerbliche Immobilienmärkte in diesem  

Sektor auswirkte.

AUSWIRKUNGEN AUF UNTERNEHMEN

Unternehmen sahen sich unverändert mit strukturellen 

Herausforderungen konfrontiert. Der Jahreswirtschafts-

bericht 2024 nennt den Fachkräftemangel ausdrücklich 

über Branchen hinweg als eines der größten strukturellen 

Hindernisse für Wachstum und Transformation. Unterneh-

mensseitig erfordert dies Investitionen in Qualifizierung und 

Personalentwicklung. Geopolitische Spannungen sowie pro-

tektionistische Tendenzen beeinflussten Lieferketten und 

Planungsprozesse. Gleichzeitig gewannen Nachhaltigkeits-

anforderungen weiter an Bedeutung, wodurch Investitionen 

in ESG-Konformität und Digitalisierung an Relevanz zunah-

men. Positive Impulse ergaben sich durch die Kaufkraft 

steigender Realeinkommen kombiniert mit der zusätzlichen 

Unterstützung durch die staatlichen Investitionsprogramme.

AUSBLICK

Für das Jahr 2026 zeichnen die Wirtschaftsinstitute ein  

Bild vorsichtiger Erholung. Nach mehreren Jahren der  

Stagnation wird ein moderates Wachstum zwischen 0,9 % 

und 1,5 % erwartet, getragen durch umfangreiche staatliche 

Investitionen sowie eine stabilere Binnennachfrage. 

Gleichzeitig bleibt dieser Ausblick von erheblichen geo-

politischen Risiken überschattet. Die US-Regierung unter 

Präsident Trump verschärft nach dem militärischen Eingrei-

fen in Venezuela ihren Kurs gegenüber Lateinamerika und 

hat ihren Anspruch auf Grönland nicht aufgegeben. Beide 

Schritte sorgen international, in Europa und der NATO für 

erhebliche Besorgnis. 

Die Eskalation des Konflikts im Nahen Osten stellt einen 

zusätzlichen geopolitischen Unsicherheitsfaktor für die 

weltwirtschaftliche Entwicklung dar. Aufgrund der zentralen 

Bedeutung der Region für die globale Energieversorgung 

könnte eine weitere Verschärfung der Lage zu steigenden 

Energiepreisen führen. Daraus würden zusätzliche inflati-

onssteigernde Effekte resultieren, die wiederum Auswir-

kungen auf die geldpolitische Ausrichtung der Zentral-

banken und das Zinsniveau haben. Ein länger anhaltendes 

erhöhtes Zinsniveau oder verzögerte geldpolitische Locke-

rungen könnten die Finanzierungsbedingungen an den 

Kapitalmärkten beeinflussen. Davon betroffen wären ins-

besondere kapitalintensive Anlageklassen wie Immobilien, 

bei denen steigende Finanzierungskosten sowie potenziell 

erschwerte Refinanzierungsbedingungen zu Belastungen 

führen könnten. Die weitere Entwicklung des Konflikts  

und mögliche wirtschaftliche Auswirkungen werden daher 

weiterhin aufmerksam beobachtet.

Lagebericht für das Geschäftsjahr 2024/2025 |
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Ein mögliches Überspringen dieser Konflikte auf Handels  und 

Sicherheitsbeziehungen könnte die außenwirtschaftlichen 

Perspektiven Deutschlands dämpfen. Zudem belasten die 

schwache Weltwirtschaft, handelspolitische Abschottung und 

eine verhaltene Investitionsbereitschaft weiterhin die konjunk-

turelle Entwicklung. Auch wenn erste Erholungstendenzen 

erkennbar sind, bleibt 2026 damit ein Jahr des vorsichtigen 

Optimismus – jedoch auf weiterhin unsicherem Fundament. 

KAPITALMARKTBEDINGUNGEN

Das vergangene Geschäftsjahr 2024/2025 wurde durch die 

Zollpolitik des neuen US-Präsidenten Donald Trump geprägt. 

Auf der Rentenseite wurde der Markt zudem insbesondere 

durch die hohe und weiter zunehmende Staatsverschuldung 

beeinflusst.

ZINSENTWICKLUNG AM RENTENMARKT

Nachdem sich die konjunkturellen Aussichten in Europa zum 

Jahresende 2024 weiter eintrübten und die politischen Unsi-

cherheiten die Zinserwartungen der Marktteilnehmer beein-

flussten, passten diese ihre Zinsprognose an ein höheres 

Zinsniveau an. Dadurch korrigierten die Kurse von Staatsan-

leihen zum Jahresende und es wurden steigende Renditen 

beobachtet.

Der Beginn des Jahres 2025 war geprägt von der politi-

schen Entwicklung in Deutschland und Europa. Insbeson-

dere die Aussicht auf erhöhte Rüstungsausgaben der euro-

päischen Staaten und einem damit einhergehenden Anstieg 

des Schuldenstands, sowie einem erneuten Anziehen der 

Inflation durch einen möglichen Handelskrieg, führten zu 

stärkeren Verkäufen europäischer Staatsanleihen. Im wei-

teren Verlauf verstärkte sich dieser Trend durch die vom 

Deutschen Bundestag verabschiedete Aussetzung der 

Schuldenbremse. Die Folge war ein rasanter Renditeanstieg 

der 10-jährigen Bundesanleihen.

Im weiteren Verlauf des Jahres eskalierten die Zollstreitig-

keiten immer weiter und verstärkten die geopolitischen  

Unsicherheiten. Die neu eingeführten Zölle sind diesbe-

züglich zurückzuführen auf die Entscheidung des ameri-

kanischen Präsidenten, Donald Trump, die eigene Staats-

verschuldung durch höhere Einnahmen zu bekämpfen. So 

gerieten die deutschen Staatsanleihen sowohl positiv als 

auch negativ in den Fokus. Auf der einen Seite flüchteten 

Marktteilnehmer aus amerikanischen Bonds und suchten 

den sicheren Hafen der deutschen Bundesanleihen. Auf der 

anderen Seite gerieten diese durch die Sorge vor steigender 

Inflation und einer deutlich steigenden Staatsverschuldung 

unter Druck. Die Rendite der 10-jährigen ging insgesamt 

leicht zurück. 

Die Staatsverschuldung blieb sowohl in den USA als auch in 

Europa der Hauptfaktor für die Kursrückgänge der Staats-

anleihen. Zusätzlich belastete die Regierungskrise in Fran-

kreich die französischen Staatsanleihen, welche zu einem 

deutlichen Renditeanstieg führte. Positive Nachrichten einer 

Ratingerhöhung Italiens sorgten für deutliche Kursgewinne 

der italienischen Staatsanleihen. Dieser Effekt gekoppelt mit 

der Schwäche französischer Papiere ließ den Renditeabstand 

zusammenschmelzen und sorgten dafür, dass die italienische 

Rendite niedriger lag als ihr französisches Pendant. 

Im gesamten Berichtszeitraum stiegen die Renditen der 

10-jährigen Bundesanleihen um 0,67 Prozentpunkte. 

Getrieben durch die Regierungskrise und der wachsenden 

Unsicherheit rund um die Zahlungsfähigkeit Frankreichs 

stieg die Rendite der französischen 10-jährigen Staatsanlei-

hen um 0,55 Prozentpunkte auf 3,35 %. Im zurückliegenden 

Geschäftsjahr zeigten sich die italienischen Papiere robust 

und verzeichneten den geringsten Renditeanstieg mit rund 

0,04 Prozentpunkten auf knapp 3,38 %.

Datum Veränderungen zum Vorjahr

1. Oktober 2024 30. September 2025 Absolut in %

ZINSSÄTZE BUNDESANLEIHEN

2 Jahre 2,02 % 2,02 % 0,00 % 0,00

5 Jahre 2,17 % 2,31 % 0,14 % 6,00

10 Jahre 2,04 % 2,71 % 0,67 % 33,00

15 Jahre 2,25 % 3,08 % 0,83 % 37,00

� Quelle: Stadtsparkasse Düsseldorf
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ENTWICKLUNG AN DEN AKTIENMÄRKTEN

Die globalen Aktienmärkte entwickelten sich im zurücklie-

genden Berichtszeitraum insgesamt positiv. Wie bereits in 

den vorherigen Quartalen des Jahres 2024 konnte auch das 

letzte Quartal des Jahres von dem anhaltenden KI-Hype 

profitieren. Zusätzlich sorgte die erneute Wahl von Donald 

Trump zum Präsidenten der USA für immer neue Höchst-

stände an den amerikanischen Börsen. Auf Seiten Europas 

entwickelten sich die Kurse der großen Indizes zwar posi-

tiv, aufgrund der schwachen Konjunkturindikatoren jedoch 

schwächer als ihre US-Pendants.

Zum Jahreswechsel konnten US-Aktien von Aussagen des 

neuen Präsidenten profitieren, in denen er von weiteren 

Investitionen und Steuererleichterungen sprach. Nachdem 

die konjunkturellen Unsicherheiten in den USA Ende Februar 

immer größer wurden, verloren die amerikanischen Aktien 

kontinuierlich. Die heimischen Aktien profitierten gerade 

zu Beginn des neuen Jahres von der neuen deutschen Inve-

stitionspolitik. Die durch Trump angekündigten Zölle auf 

Importe aus dem US-amerikanischen Ausland sorgten für 

große Kursrückgänge an den internationalen Aktienmärkten. 

Zwar erholten sich die Märkte im Laufe des zweiten Quar-

tals und verschafften den Indizes neue Rekordstände, doch 

fiel die Erholung der europäischen Aktien weniger signifi-

kant aus. Ausschlaggebend für diese Entwicklung waren die 

andauernden Drohungen des US-Präsidenten Trump gegen-

über der EU. Hinzu kam, dass die Eskalation im Nahen Osten 

zeitweise für weitere Kursrückgänge sorgte. Eine Erholung 

setzte erst später durch die ausgerufene Waffenpause ein.

Im dritten Quartal des Jahres 2025 sorgten die anhaltenden 

Zollstreitigkeiten weiter für eine hohe Volatilität an den 

Aktienmärkten. Erst die geschlossene Zolleinigung zwischen 

Europa und den USA sorgte für eine positive Entwicklung an 

den Märkten.

Über das vergangene Geschäftsjahr hinweg verzeichnete der 

deutsche Aktienindex DAX40 eine Gesamtperformance in 

Höhe von rund 23,6 %. Auf Seiten der europäischen Aktien 

konnte der breit aufgestellte STOXX Europe 600 einen 

Zuwachs von rund 6,7 % verbuchen. Die amerikanischen 

Indizes verzeichneten mit rund 16,1 % für den S&P 500 

und 23,0 % für den Nasdaq 100 insgesamt einen höheren 

Zuwachs als ihre breiten europäischen Pendants.

WÄHRUNGSENTWICKLUNG EUR UND USD

In der zurückliegenden Berichtsperiode konnte der Euro 

erneut deutlich an Stärke gegenüber dem US-Dollar gewin-

nen. Zum Beginn des Geschäftsjahres notierte das Wäh-

rungspaar noch bei 1,1134 EUR/USD. Anschließend gewann 

der US-Dollar zunächst an Stärke und beendete das Kalen-

derjahr 2024 bei einer Notierung von 1,0353 EUR/USD. 

Im folgenden Kalenderjahr 2025 verlor die Weltwirtschaft 

zunehmend das Vertrauen in den Greenback. Ursache dafür 

waren die größer werdenden Sorgen um die Unabhängig-

keit der US-Notenbank und die zunehmenden Unsicher-

heiten rund um den US-Staatshaushalt. Daraufhin erschie-

nen Berichte darüber, dass Zentralbanken ihre US-Dollar 

Bestände reduzieren und im Gegenzug sowohl Gold als auch 

Euro-Bestände aufgebaut werden sollten. So gewann der 

Euro gegenüber dem US-Dollar immer weiter an Stärke und 

beendete den Berichtszeitraum mit einem Wechselkurs von 

1,1733 EUR/USD.

� *Quelle Stadtsparkasse Düsseldorf

GESETZLICHE UND AUFSICHTSRECHTLICHE 

BEDINGUNGEN

Im Geschäftsjahr 2024/2025 standen Pensionskassen erneut 

vor umfangreichen regulatorischen Anforderungen, die 

nahezu alle Unternehmensbereiche betreffen. Ein Schwer-

punkt lag weiterhin auf der Umsetzung der EU Verord-

nung zur digitalen operationalen Resilienz im Finanzsektor 

(DORA), die seit dem 17. Januar 2025 verbindlich gilt. Die 

Verordnung verpflichtet Finanzunternehmen – einschließlich 

Pensionskassen – ihre IT-Sicherheit zu erhöhen. Gefordert 

werden die Implementierung umfassender IKT-Risikomanage-

mentsysteme, Maßnahmen zur frühzeitigen Erkennung von 

Cyberrisiken, die Durchführung von strukturierten Resilienz-

Tests und strengere Vorgaben beim Management von IKT-

Drittparteien. Die BaFin konkretisierte die Anforderungen im 

Jahresverlauf durch zahlreiche aktualisierte FAQ, Leitlinien 

und Dokumentationsvorgaben, insbesondere zu Informati-

onsregistern, Meldefristen, vereinfachten IKT-Risikomanage-

mentrahmen und Meldepflichten für schwerwiegende IKT-

Vorfälle. Auch nach Beginn der Anwendbarkeit zum Januar 

2025 besteht in vielen Fällen weiterer Umsetzungsbedarf, 

da einzelne Details erst spät finalisiert wurden und Unter-

nehmen weiterhin Dienstleisterverträge, Resilienz-Tests und 

interne Prozesse überarbeiten müssen. 

Ein weiterer zentraler Baustein war die vollständige Inte-

gration in die Digitale Rentenübersicht (DigiRÜ). Seit dem 

1. Januar 2025 sind Pensionskassen gesetzlich anbindungs-

pflichtig und müssen ihre Daten kontinuierlich und standardi-

siert bereitstellen. Dies erforderte Investitionen in IT-Systeme, 
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Datenqualität, Schnittstellen und Kommunikationsprozesse. 

Bis Mitte 2025 waren über 700 Vorsorgeeinrichtungen, 

darunter auch die BPK, an das System angeschlossen.

Darüber hinaus waren die fortlaufenden Anpassungen durch 

das Pflegeunterstützungs- und Entlastungsgesetz (PUEG) 

relevant. Zum 1. Januar 2025 traten erneute  

Leistungserhöhungen in der Pflegeversicherung in Kraft, die 

auch in der betrieblichen Altersversorgung organisatorische 

und administrative Auswirkungen haben. 

Übergreifend bleibt der regulatorische Anpassungsdruck 

für Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung hoch. 

Neben DORA und der Digitalisierung im Bereich der Alters-

vorsorge stellen insbesondere der steigende administrative 

Aufwand, die proportionalitätsgerechte Umsetzung neuer 

Vorschriften sowie die Komplexität der Regulatorik erhebliche 

Herausforderungen dar. In der Finanzbranche wird wiederholt 

der Wunsch nach mehr Flexibilität und einer stärker praxisori-

entierten Ausgestaltung des Aufsichtsrahmens geäußert.

GESCHÄFTSVERLAUF

FINANZIELLE LAGE

Bereits in den vergangenen Geschäftsjahren waren Jahres-

fehlbeträge in Höhe von 22,7 Mio. EUR auszugleichen, die 

vollständig durch den Einsatz von Eigenkapital und die  

Realisierung stiller Reserven gedeckt wurden. Das Eigen-

kapital von rund 10,0 Mio. Euro reichte nicht mehr zur Bede-

ckung der Solvabilitätskapitalanforderungen. Dies wurde der 

BaFin fristgerecht angezeigt. Die mangelnde Eigenkapital-

ausstattung und die geringen finanziellen Reserven machte 

deutlich, dass die Risikotragfähigkeit der Babcock Pensions-

kasse nicht mehr gegeben ist. In der Folge wird zukünftig ein 

konsequenter Abbau renditeorientierter und damit risikobe-

hafteter Kapitalanlagen erforderlich sein. Die Reduzierung 

von Risiken ist sowohl wirtschaftlich geboten als auch regu-

latorisch notwendig, da uns die Deckungsmasse zum Aus-

gleich möglicher Verluste fehlt.

Die Asset-Allokation wird entsprechend angepasst. Da Rein-

vestitionen ausschließlich in festverzinsliche Wertpapiere 

mit guter Bonität erfolgen können, kann die Kasse nur noch 

eingeschränkt auskömmliche Renditen zur Deckung des 

gesamten Finanzierungsbedarfs erzielen. Die Kapitalanlage 

ist zunehmend auf ein Umfeld dauerhaft höherer Zinsen 

angewiesen. Gleichzeitig ist das Umsetzungspotenzial be-

grenzt, da ein erheblicher Teil des Bestandes aus illiquiden 

Anlagen aus der Niedrigzinsphase stammt. Dies betrifft  

insbesondere Immobilieninvestitionen sowie Dachfonds  

im Bereich alternativer Kapitalanlagen.

Vor diesem Hintergrund wurde der Rechnungszins als nicht 

mehr angemessen beurteilt. Der Verantwortliche Aktuar 

erstellte daraufhin auf der Grundlage von § 13 Absatz 3 der 

Satzung ein Konzept zur finanziellen Sanierung der BPK. In 

dem Konzept wurde ein Rechnungszins von 2,7 % p.a. vorge-

schlagen. Da zugleich keine realistische Möglichkeit zur 

Erzielung einer Nettoverzinsung oberhalb des Rechnungs-

zinses bestand, war eine unmittelbare Verstärkung biometri-

scher Rechnungsgrundlagen erforderlich, um dem Risiko der 

gestiegenen Lebenserwartung Rechnung zu tragen. Zudem 

umfasst das Konzept eine pauschale Verstärkung der Rech-

nungsgrundlage Kosten, um den künftigen Entwicklungen 

des Kostenrisikos ebenfalls Rechnung zu tragen. Diese Maß-

nahmen führen zu einem erheblichen zusätzlichen finanzi-

ellen Aufwand, der im Rahmen der Sanierung berücksichtigt 

wurde. In der Konsequenz wird das verbleibende Eigenkapital 

vollständig aufgezehrt. Die Risikotragfähigkeit der BPK ist 

somit aufgebraucht und damit ist keine Risikodeckungs-

masse mehr vorhanden.

Der Verbrauch des Eigenkapitals führte zu einer Unterschrei-

tung der Mindesteigenkapitalanforderungen gemäß  

§ 135 Abs. 1 VAG, welche der Kassenvorstand der BaFin frist-

gerecht angezeigt hat. Infolgedessen musste ein kurzfristiger 

und realistischer Finanzierungsplan gem. § 136 VAG vorge-

legt werden, der eine Wiedererfüllung der Mindesteigenkapi-

talanforderungen innerhalb der gesetzlich vorgesehenen 

Frist von drei Monaten ermöglicht.

Das wäre durch die Unterstützung der Trägerunternehmen in 

Form von Gründungsstockdarlehen möglich gewesen. Der Vor-

stand hat aus diesem Grund Gespräche mit den größten Träger- 

unternehmen geführt. Diese haben sich nach eingehender Prü-

fung gegen eine finanzielle Unterstützung ausgesprochen. 

Deshalb war die Vorlage eines realistischen Finanzierungs-

plans, der die Wiedererfüllung der Solvabilitäts- und Mindest-

kapitalanforderungen hätte aufzeigen können, nicht möglich.

Im Rahmen der gesetzlich vorgeschriebenen Abläufe erfolgte 

mit Schreiben der BaFin vom 09.10.2025 die „Anhörung zum 

Widerruf der Erlaubnis des Geschäftsbetriebs“ und mit 

Schreiben vom 29.10.2025 der „Widerruf der Erlaubnis zum 

Geschäftsbetrieb nach § 234f Abs. 4 Satz 2, 1. Fall VAG“. Das 

VAG sieht für den vorliegenden Fall, dass der vorgelegte 

Finanzierungsplan „offensichtlich unzureichend“ ist den 
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Widerruf als gebundene Entscheidung vor. Mit Wirksamwer-

den zum 02.12.2025 hat die BaFin der BPK die Erlaubnis 

zum Geschäftsbetrieb folglich widerrufen. Hiermit tritt die 

BPK in die formalrechtliche Phase der Liquidation ein. Die 

Babcock Pensionskasse führt damit den, infolge der Insol-

venz der Babcock-Borsig AG, dem früheren Trägerunterneh-

menskonzern, und der Untersagung des Neugeschäfts seit 

2005 bestehenden Run-Off (Abwicklung des bestehenden 

Versicherungsbestandes) unverändert fort.

Ohne externe finanzielle Unterstützung, verbleibt als Ultima 

Ratio zur Sanierung der Kasse nur die Herabsetzung der 

Leistungen gem. § 13 Abs. 3 der Satzung. Die Herabsetzung 

der Leistungen erfolgt auf Grundlage des Vorschlags des 

Verantwortlichen Aktuars gemäß § 13 Abs. 3 der Satzung. 

Dieser Vorschlag umfasst die Verstärkung der Rechnungs-

grundlagen Zins, Biometrie und Kosten sowie den Ausgleich 

des zuvor ermittelten Fehlbetrags, finanziert durch die 

Herabsetzung der Leistungen. Das vorhandene Eigenkapital 

und auch die in den Vorjahren gebildete pauschale 

Deckungsrückstellung wurden dabei vollständig eingesetzt.

Der Vorschlag des Verantwortlichen Aktuars wurde von der 

Vertreterversammlung am 21.04.2026 beschlossen. Der 

Beschluss der Vertreterversammlung wurde von der BaFin 

am 21.04.2026 als unbedenklich bescheinigt. Infolgedessen 

greift die Subsidiärhaftung des Arbeitgebers nach § 1 

Absatz 1 Satz 3 des Betriebsrentengesetzes, wonach dieser 

für die Erfüllung der von ihm zugesagten Leistungen einzu-

stehen hat.

AUFSICHTSRECHTLICHE ZIELE

Die oberste Priorität ist es, die finanzielle Situation der 

Kasse wieder zu stabilisieren und die dauerhafte Erfüllbar-

keit der Leistungen sicherzustellen. Um diese Priorität  

zu erfüllen, kommt dem zukünftigen sukzessiven Aufbau 

des Eigenkapitals und stiller Reserven eine große Bedeu-

tung zu. Damit wird deutlich, dass die Kasse zukünftig wei-

terhin von Kapitalmarktentwicklungen abhängig ist. Dies 

gilt insbesondere in den ersten Jahren nach der Sanierung, 

da in naher Zukunft keine Risikotragfähigkeit vorhanden 

sein wird. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, risikobehaf-

tete Kapitalanlagen abzubauen. Diese sollen unter Aufsicht 

der BaFin schrittweise in die Zielallokation überführt  

werden. Dazu werden festverzinsliche Wertpapiere guter  

Bonität erworben, die im aktuell höheren Zinsniveau wieder 

attraktive Anlagemöglichkeiten bieten. Dies war während 

der Niedrigzinsphase über einen langen Zeitraum nicht 

möglich.

STRATEGISCHE ZIELE 

Vorrangiges strategisches Ziel ist die Wiedererfüllung der 

Solvabilitätskapitalanforderungen und Wiederherstellung der 

Risikotragfähigkeit. 

Eine strategisches Ziel ist es, auch als Kasse im „Run-off“, wei-

terhin ein zukunftsfähiger und attraktiver Arbeitgeber für die 

Mitarbeiter der BPK zu bleiben. Hierzu gehört auch, die beste-

henden Verwaltungsverträge weiterhin ausführen zu dürfen.

Die BPK möchte dem Leistungsversprechen weiterhin 

gerecht werden und gegenüber den Versicherten mit trans-

parenter Kommunikation eine koordinierte Abwicklung der 

Leistungskürzung gewährleisten.

Mit den im Rahmen der Sanierung umgesetzten Maßnahmen 

zur Absenkung des Rechnungszinses, Stärkung der Biome-

trie und Kosten wurden die bestehenden Risiken auf ein not-

wendiges und angemessenes Maß reduziert. Dabei wurde 

das aufsichtsrechtliche Übersanierungsverbot berücksich-

tigt.

BESTANDSENTWICKLUNG

Die Entwicklung des Mitgliederbestandes setzte sich mit der 

bereits aus den Vorjahren bekannten Tendenz fort. Einer 

rückläufigen Anzahl im Anwärterbestand stand eine stei-

gende Anzahl der Rentenempfänger gegenüber. Die Zahl  

der Kassenmitglieder verringerte sich im Berichtsjahr auf 

4.973 Personen.

Zur Entwicklung des Versichertenbestandes sind detaillierte 

Angaben der Übersicht „Bewegung des Bestandes an Pensi-

onsversicherungen“ auf Seite 22 zu entnehmen.

BEITRÄGE

Die Beitragseinnahmen haben sich im laufenden Geschäfts-

jahr erwartungsgemäß weiter verringert. Sie betrugen im 

Geschäftsjahr 2024/2025 3,08 Mio. EUR (Vj. 3,30 Mio. EUR).

VERSICHERUNGSLEISTUNGEN

Die Zahl der Rentenempfänger ist im Berichtsjahr auf 9.322 

gestiegen. Die Bestandsveränderungen werden in der Über-

sicht auf Seite 22 dargestellt.

Die Aufwendungen für Versicherungsfälle einschließlich Aus-

trittsvergütungen betrugen im Geschäftsjahr 27,01 Mio. EUR 

(Vj. 26,77 Mio. EUR).
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Die Aufteilung des Bilanzpostens B. Kapitalanlagen ergibt 

sich auf Seite 29 unter dem Punkt „Erläuterung der Bilanz 

– Aktiva“.

Der Anteil der Aktien, Investmentanteile und anderer  

nicht festverzinslicher Wertpapiere belief sich auf 56,8 % 

(Vj. 53,5 %) der gesamten Kapitalanlagen. 

Im festverzinslichen Wertpapierbestand (Inhaberschuld-

verschreibungen, Hypothekenforderungen, sonstige 

Ausleihungen, Namensschuldverschreibungen, Schuld-

scheinforderungen und Darlehen) gab es mit insgesamt 

13,58 Mio. EUR (Vj. 14,68 Mio. EUR) niedrigere Liquidi-

tätsrückflüsse als im Vorjahr. Diese resultierten aus dem 

Abgang von festverzinslichen Wertpapieren (Fälligkeiten, 

Kündigungen sowie Tilgungen und Wertberichtigungen). 

Der Anteil der festverzinslichen Wertpapiere im Direktbe-

stand ist durch Kapitalrückführungen und Wertberichti-

gungen im laufenden Geschäftsjahr auf 34,6 % (Vj. 38,3 %) 

gesunken. Es wurden keine neuen festverzinslichen Wert-

papiere im Direktbestand gezeichnet, die Wiederanlagen 

im Direktbestand wurden ausschließlich in Einlagen bei  

Kreditinstituten getätigt. Wiederanlagen aus freier Liqui-

dität wurden innerhalb des Masterfonds in festverzinsliche 

Wertpapiere gezeichnet.  

Insgesamt wurden Neu- und Wiederanlagen (ohne Einlagen 

bei Kreditinstituten) aus liquiden Mitteln im Masterfonds 

in Höhe von 9,2 Mio. EUR (Vj. 26,01 Mio. EUR) getätigt. Die 

Wiederanlage erfolgte im Masterfonds in festverzinsliche 

Wertpapiere mit „A“-Rating.

Die Kapitalanlagen (inklusive abgegrenzte Zinsen) decken 

99,81 % der Deckungsrückstellung (Vj. 99,61 %). Weiter-

hin bestanden zum Stichtag Guthaben bei Kreditinstituten 

in Höhe von 552 TEUR (Vj. 1,5 Mio. EUR), die nicht zu den 

Kapitalanlagen gerechnet werden. 

Die Nettoverzinsung aus Kapitalanlagen betrug im Berichts-

jahr -8,48 % (Vj. 2,57 %).

KAPITALANLAGEN DER BABCOCK PENSIONSKASSE

Die Buchwerte der Kapitalanlagen betrugen zum 30.09.2025 442.700 TEUR (Vj. 496.957 TEUR).

  56,8 % — Aktien, Investmentanteile

  12,9 % — Schuldscheindarlehen

  12,0 % — Namensschuldverschreibungen

  6,5 % — Hypothekenforderungen

  6,0 % — Einlagen bei Kreditinstituten

  3,2 % — Inhaberschuldverschreibungen

  2,6 % — Beteiligungen
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VERLUSTRÜCKLAGE

Die Verlustrücklage gemäß § 193 VAG wurde durch Ent-

nahme um 10.021 TEUR reduziert. Die Verlustrücklage ist 

somit aufgebraucht (Vj. 10.021 TEUR).

Die Solvabilitätskapitalanforderungen werden zum 

30.09.2025 nicht erfüllt.

DECKUNGSRÜCKSTELLUNG

Die Deckungsrückstellung wurde zum 30.09.2025 unter 

Berücksichtigung des aufsichtsbehördlich genehmigten 

technischen Geschäftsplans neu berechnet und beträgt  

nun 446,53 Mio. EUR (Vj. 503,18 Mio. EUR).

Der technische Geschäftsplan, auf dessen Grundlage die 

Deckungsrückstellung berechnet wurde, beruht auf dem 

Vorschlag des Verantwortlichen Aktuars gemäß § 13 Abs. 

3 der Satzung. Dieser Vorschlag wurde von der Vertreter-

versammlung am 21.04.2026 mit Wirkung zum 30.09.2025 

beschlossen. Dieser Beschluss wurde von der Aufsichtsbe-

hörde am 21.04.2026 als unbedenklich bescheinigt. 

Die berechnete Deckungsrückstellung berücksichtigt die 

zum 30.09.2025 angepassten Rechnungsgrundlagen Zins, 

Biometrie und Kosten.

Der Rechnungszins für die Reservierung wurde von vormals 

3,25 % auf 2,70 % p.a. abgesenkt. Durch die Absenkung der 

Sterbewahrscheinlichkeiten der männlichen Altersrentner 

erfolgte eine Verstärkung der Biometrie, um der gestie-

genen Lebenserwartung dieses Teilkollektivs Rechnung zu 

tragen. Zusätzlich wurde die innerhalb der Deckungsrück-

stellung gebildete Verwaltungskostenrückstellung durch 

die Bildung einer Pauschale verstärkt. Die Finanzierung 

der Verstärkung der Rechnungsgrundlagen erfolgte durch 

die in den Vorjahren gebildete pauschale Verstärkung der 

Deckungsrückstellung, welche nun vollständig aufgebraucht 

ist und durch die Herabsetzung der Leistungen gemäß den 

satzungsmäßigen Bestimmungen.

VERWALTUNGSKOSTEN

Die Aufwendungen für den Versicherungsbetrieb zzgl. der 

Aufwendungen für die Regulierung von Versicherungsfällen 

und dem Saldo aus sonstigen Erträgen und sonstigen Auf-

wendungen (Verwaltungskosten) betragen im Geschäftsjahr 

2,94 Mio. EUR (Vj. 1,18 Mio. EUR). 

LIQUIDITÄT

Die Finanzierung der Geschäftstätigkeit erfolgt durch die 

vereinnahmten Beiträge und den zugeflossenen Erträgen 

aus den Kapitalanlagen. 

Der Liquiditätsfluss aus dem Versicherungsgeschäft folgt 

den Entwicklungen des Versicherungsbestandes. Durch 

das fehlende Neugeschäft nehmen die Beitragseinnahmen 

weiter ab (im Dreijahresdurchschnitt um ca. 0,2 Mio. EUR 

jährlich) und durch das fortschreitende Alter des Versiche-

rungsbestandes steigen die Rentenauszahlungen (im  

Dreijahresdurchschnitt um ca. 0,4 Mio. EUR jährlich). 

Absolut wurden im Geschäftsjahr Beiträge in Höhe von 

3,1 Mio. EUR (Vj. 3,3 Mio. EUR) eingenommen. Dem gegen-

über standen Rentenzahlungen in Höhe von 27,01 Mio. EUR 

(Vj. 26,8 Mio. EUR).

ERLÄUTERUNG DES GESCHÄFTSERGEBNISSES

Die mit Wirkung zum 30.09.2025 umgesetzten Sanierungs-

maßnahmen beinhalten einen Sanierungsbedarf von 96,1 

Mio. EUR.

Das Geschäftsergebnis wurde im Wesentlichen durch die 

Verstärkung der Rechnungsgrundlagen Zins, Biometrie und 

Kosten über insgesamt 57,7 Mio. EUR und dem laufenden 

Jahresfehfehlbetrag sowie den Abschreibungen auf Kapi-

talanlagen über 55,9 Mio. EUR belastet. Die Verlustrücklage 

über 10 Mio. EUR sowie die pauschale Deckungsrückstellung 

in Höhe von 7,5 Mio. EUR wurden dabei zum teilweisen Aus-

gleich vollständig eingesetzt. 
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CHANCEN- UND RISIKOBERICHT

RISIKOMANAGEMENT

Das Risikomanagement der BPK ist der Größe der Kasse und 

der Komplexität ihres Geschäfts angemessen.

Es erfüllt die aufsichtsrechtlichen Anforderungen für Einrich-

tungen der betrieblichen Altersversorgung unter Solvency I. 

Vorrangiges Ziel ist die Sicherstellung der dauerhaften 

Erfüllbarkeit der Leistungsverpflichtungen sowie die Unter-

stützung der geschäftsstrategischen Zielsetzung durch eine 

darauf ausgerichtete Risikostrategie.

ABSENKUNG DES RECHNUNGSZINSES

Ein zentrales Element der strategischen Risikovorsorge ist 

die Absenkung des Rechnungszinses. Der tarifliche Rech-

nungszins wurde zunächst von 3,5 % p. a. auf 3,25 % p. a. 

abgesenkt. Diese Absenkung wurde eigenständig durch die 

BPK finanziert. Im Rahmen der Sanierungsmaßnahmen 

wurde der Rechnungszins zum 30.09.2025 anschließend ein-

heitlich über alle Tarife auf 2,7 % p. a. abgesenkt. 

SENKUNG DES ANLAGERISIKOS

Die strategische Kapitalanlagestruktur zielt auf eine Reduk-

tion des Anlagerisikos ab. Risikoreichere, renditeträchtigere 

Anlagen werden schrittweise abgebaut. An ihre Stelle tritt 

ein liquides, risikoarmes Portfolio mit festverzinslichen Wert-

papieren guter Bonität. Zur Unterstützung dieser Neuaus-

richtung wurde eine individuelle Asset-Liability-Studie  

(ALM-Studie) beauftragt. In der ALM-Studie wurden die  

vorhandenen Kapitalanlagen und die bestehenden Verpflich-

tungen der Kasse analysiert.

INSTRUMENTE DES RISIKOMANAGEMENTS 

Die Risikotragfähigkeit der BPK wird regelmäßig durch ver-

schiedene Instrumente überprüft. Hierzu zählen insbeson-

dere die von der BaFin vorgegebenen Stresstests. Sie simu-

lieren negative Marktwertveränderungen für festverzinsliche 

Wertpapiere, Aktien und Immobilien. Darüber hinaus verfügt 

die BPK über ein individuelles Risikotragfähigkeitskonzept. 

Es bewertet die wesentlichen Risiken und soll sicherstellen, 

dass nur Risiken eingegangen werden, die wirtschaftlich 

tragbar sind.

Das Risikomanagement wird durch eine interne Watchlist 

ergänzt. Diese dient der laufenden Überwachung und Steue-

rung bereits identifizierter risikobehafteter Kapitalanlagen. 

Sie unterstützt die zeitnahe Reaktion auf Änderungen im 

Risikoprofil. Zugleich dient sie als Grundlage zur Steuerung 

risikomindernder Maßnahmen.

Die quantifizierten wesentlichen Risiken der BPK werden 

durch ein proportional ausgestaltetes Limitsystem über-

wacht. Das Limitsystem definiert risikoorientierte Schwellen-

werte, die sich an den geschäftsstrategischen Zielsetzungen 

sowie an den Vorgaben der Risikostrategie orientieren.

Die festgelegten Limits dienen der frühzeitigen Risikoiden-

tifikation, indem sie bei deren Überschreitung oder Annäh-

erung Warnsignale auslösen. Diese Signale sind Grundlage 

für risikomindernde Maßnahmen, etwa die Anpassungen 

der Anlagestruktur, Liquiditätsmaßnahmen oder die Aktu-

alisierung interner Risiko-Analysen. Die BPK setzt folgende 

Schlüsselfunktionen des Risikomanagements ein: unab-

hängige Risikocontrolling-Funktion, interne Revision und ver-

sicherungsmathematische Funktion im Risikomanagement. 

Dadurch werden die sachgerechte Ausgestaltung und die 

Wirksamkeit des Risikomanagementsystems sichergestellt. 

Die interne Geschäftsorganisation wird fortlaufend wei-

terentwickelt, aktualisiert und ergänzt. Diese Maßnahmen 

tragen dazu bei, die Effizienz und Transparenz zu erhöhen. 

Zugleich stellen sie sicher, dass die Organisation den wach-

senden aufsichtsrechtlichen Anforderungen sowie den aktu-

ellen und zukünftigen Herausforderungen gewachsen ist.
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RISIKEN DER KAPITALANLAGEN

Die Risiken aus den Kapitalanlagen sind für die BPK eine 

wesentliche Risikoposition. Vor dem Hintergrund des Run-offs 

und der fehlenden Risikotragfähigkeit verfolgt die BPK eine 

überwiegend sicherheitsorientierte Anlagepolitik.

MARKTRISIKEN

Die in den Rahmenbedingungen beschriebenen Marktrisiken 

stellen im Bereich der Kapitalanlagen die größten Einzelri-

siken dar. Sie ergeben sich aus möglichen Rückgängen der 

Marktwerte, beispielsweise infolge von Zinsänderungen, 

Spread-Veränderungen, Aktienkurs- oder Immobilienpreis-

schwankungen. Risikoreichere und damit renditeträchtigere 

Anlagen weisen hierbei stärkere Schwankungsrisiken auf. Zur 

Begrenzung dieser Risiken werden die wesentlichen Risiken 

limitiert und in die Risikotragfähigkeit einbezogen. Ebenso 

werden die aufsichtsrechtlichen Vorgaben zur Mischung 

und Streuung sowie die internen Anlagegrundsätze in ihrer 

jeweils geltenden Fassung berücksichtigt. Die Entwicklung 

der Kapitalmärkte wird laufend überwacht.

ZINS- UND WIEDERANLAGERISIKEN

Der Rechnungszins von nun 2,7 % p. a. stellt trotz des aktu-

ell höheren Zinsniveaus weiterhin eine Herausforderung dar. 

Zwar wurde das Wiederanlagerisiko durch die Zinsentwick-

lung reduziert, dennoch bleibt die Ertragskraft risikoarmer 

Anlagen strukturell begrenzt. Durch den langfristigen Run-

off und das damit einhergehende Abschmelzen des Kapital-

anlagevolumens reduziert sich die Basis zur Erwirtschaftung 

ausreichender Kapitalerträge zusätzlich.

BONITÄTSRISIKO

Das Bonitätsrisiko wird durch die Einhaltung der Anlagever-

ordnung reduziert. Die Kreditwürdigkeit wird grundsätzlich 

anhand externer Ratings bewertet, sofern verfügbar. Diese 

Ratings werden regelmäßig intern überprüft. In besonderen 

Fällen erfolgt eine interne Bonitätsanalyse, beispielsweise 

auf Basis des Kreditleitfadens des Gesamtverbands der 

Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV). Ergänzend wird – 

soweit möglich – die Bestellung zusätzlicher Sicherheiten 

angestrebt.

LIQUIDITÄTSRISIKO

Das Liquiditätsrisiko besteht in der eingeschränkten Handel-

barkeit bestimmter Kapitalanlagen, etwa von Beteiligungen 

an nicht börsennotierten Unternehmen oder Immobilien. 

Aber auch bei grundsätzlich liquiden Wertpapieren kann das 

Liquiditätsrisiko auftreten, wenn Marktbedingungen nur eine 

Veräußerung zu ungünstigen Kursen ermöglichen. Im Run-

off übersteigen die Rentenleistungen die Beitragseinnahmen, 

so dass die Liquiditätssteuerung besondere Bedeutung hat. 

Durch eine vorausschauende Planung der Zahlungsströme 

und eine angemessene Struktur der Kapitalanlagen wird die-

sem Risiko vorgebeugt.

IMMOBILIENRISIKO

Das Immobilienrisiko umfasst als spezielles Marktrisiko die 

Gefahr eines Rückgangs des Marktwertes von Immobilien. 

Ursachen können unter anderem Projektentwicklungsrisiken, 

Mietausfallrisiken, Kostenrisiken, Liquiditätsrisiken, Bewer-

tungsrisiken sowie Rechtsrisiken sein. Letztere ergeben sich 

beispielsweise durch Änderungen gesetzlicher energetischer 

Anforderungen an Bestandsimmobilien. Das Bewertungsri-

siko wird zudem durch regionale und überregionale Entwick-

lungen wie die Einwohnerentwicklung oder Veränderungen 

bei Refinanzierungs- und Liegenschaftszinsen beeinflusst. 

Diesen Risiken wurde durch eine möglichst breite Diversifi-

kation der Immobilien über verschiedene Nutzungsarten und 

Standorte begegnet.

VERSICHERUNGSTECHNISCHE RISIKEN

Die BPK betreibt das Rentenversicherungsgeschäft. Versiche-

rungstechnische Risiken ergeben sich insbesondere aus der 

Möglichkeit höherer Leistungsaufwendungen sowie aus 

Änderungen biometrischer, ökonomischer und gesetzlicher 

Rahmenbedingungen.

ZUFALLS- UND ÄNDERUNGSRISIKO

Versicherungstechnische Risiken können aus zufälligen 

Abweichungen (Zufallsrisiko) sowie aus dauerhaften Ände-

rungen der biometrischen, ökonomischen oder rechtlichen 

Rahmenbedingungen (Änderungsrisiko) resultieren. Die auf-

sichtsbehördlich genehmigten biometrischen Rechnungs-

grundlagen zur Langlebigkeit und Invalidisierung werden 

durch den Verantwortlichen Aktuar und die versicherungs-

mathematische Funktion jährlich überprüft und in ihrer 

Angemessenheit beurteilt.

Lagebericht für das Geschäftsjahr 2024/2025 |
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RECHNUNGSZINSRISIKO

Die Erzielung des Rechnungszinses von 2,7 % p. a. , welcher 

zum 30.09.2025 festgelegt wurde, stellt für die BPK weiter-

hin eine wesentliche Herausforderung dar. Aufgrund der ein-

geschränkten Risikotragfähigkeit können Wiederanlagen 

überwiegend nur in risikoarme und damit grundsätzlich ren-

diteärmere Anlagen erfolgen. 

Die BPK beabsichtigt, auch künftig Risikovorsorge zu betrei-

ben soweit das realisierbar ist. Voraussetzungen dafür sind, 

dass Finanzierungsbedarfe erkennbar sind und die interne 

Finanzierbarkeit möglich ist. Pauschale Deckungsrückstel-

lungen sollen dann der Entlastung des rechnungsmäßigen 

Zinserfordernisses und gegebenenfalls der verstärkten Absi-

cherung biometrischer Risiken dienen. Vorrangig werden 

Überschüsse jedoch der Verlustrücklage zugeführt.

BIOMETRISCHE RISIKEN

Unter den biometrischen Risiken stellt das Langlebigkeits-

risiko das bedeutendste Risiko dar. Der langfristige Trend 

steigender Lebenserwartungen – sowohl in der Gesamtbe-

völkerung als auch im Versichertenbestand der BPK – birgt 

ein wachsendes Nachreservierungsrisiko innerhalb der 

Deckungsrückstellung. 

KOSTENRISIKEN

Eine weitere Grundlage der Kalkulation sind die rechnungs-

mäßigen Verwaltungskosten. Diese Kostenansätze dienen 

dazu, die Verwaltung des Versicherungsbetriebs (ohne Kapi-

talanlageverwaltung) sicherzustellen. Die in den letzten  

Jahren erhöhten Inflationsraten, fortlaufende Gehaltsent-

wicklungen sowie das durch den Run-off bedingte Schrump-

fen der Kasse führen auch bei den Verwaltungskosten zu 

einem Nachreservierungsrisiko. Der Verantwortliche Aktuar 

überprüft regelmäßig die Einhaltung und Angemessenheit 

der rechnungsmäßigen Verwaltungskosten.

ALLGEMEINE UND ORGANISATORISCHE RISIKEN

Der Betrieb einer Pensionskasse als auf Effizienz ausgerich-

tete Versorgungseinrichtung unterliegt einer Reihe organisa-

torischer Risiken. Wesentliche Risiken betreffen die Leis-

tungsfaktoren Personal, EDV und Software.

OPERATIONELLE RISIKEN

Operationelle Risiken umfassen Prozessrisiken, Fehler in der 

Abwicklung, technische Störungen sowie unzureichende 

oder fehlerhafte Abläufe. Die Begrenzung dieser Risiken 

erfolgt unter anderem durch dokumentierte Prozesse, klare 

Zuständigkeiten, Kontrollen und eine regelmäßige Überprü-

fung der Geschäftsorganisation.

IKT- UND AUSLAGERUNGSRISIKEN

Risiken aus der EDV und eingesetzter Software werden ins-

besondere durch technische Sicherheitskonzepte, Notfall-

pläne und den Einsatz etablierter Anbieter adressiert. Für 

das IKT-Risikomanagement sind die Anforderungen aus dem 

Digital Operational Resilience Act (DORA) einschlägig, die im 

Rahmen der Proportionalität umgesetzt werden. Auslage-

rungsrisiken, etwa im Zusammenhang mit IT-Dienstleistern 

oder Verwaltungsdienstleistungen, werden durch vertrag-

liche Regelungen, laufende Überwachung und klare Verant-

wortlichkeiten begrenzt.

PERSONALRISIKEN

Dem Personalrisiko wird vor allem durch die Pflege einer  

stabilen Unternehmenskultur, die Dokumentation der Auf-

bau- und Ablauforganisation, Vertretungsregelungen sowie 

gezielte Wissenssicherung begegnet. Aufgrund der geringen 

Mitarbeiterzahl besteht ein erhöhtes Schlüsselpersonenrisiko.

STRATEGISCHE UND REPUTATIONSRISIKEN

Weitere Risiken betreffen das strategische Risiko, etwa im 

Hinblick auf die langfristige Ausrichtung im Run-off. Ein 

Reputationsrisiko resultiert aus der Wahrnehmung der finan-

ziellen Lage, aus Leistungsentscheidungen oder aus der 

Kommunikation mit Mitgliedern und Arbeitgebern. Diesen 

Risiken wird durch eine vorsichtige, auf Stabilität ausgerich-

tete Strategie und eine sachgerechte, zielgruppenorien-

tierte und transparente Kommunikation begegnet.
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CHANCEN DER ZUKÜNFTIGEN ENTWICKLUNG

Chancen für die zukünftige Entwicklung der BPK ergeben 

sich insbesondere aus dem Kapitalmarktumfeld sowie aus 

organisatorischen Effizienzgewinnen.

Eine wesentliche Chance liegt in einer günstigen Entwicklung 

der Kapitalmärkte und des Zinsniveaus. Positive Kapital-

marktentwicklungen können zu einer Reduktion stiller 

Lasten, zu einem Wiederaufbau stiller Reserven und zu einer 

Verbesserung der Nettoverzinsung beitragen. Eine stabile 

geldpolitische und wirtschaftliche Entwicklung kann zudem 

das Umfeld für festverzinsliche Anlagen und Immobilien- 

investitionen stabilisieren.

Weitere Chancen bestehen in Effizienzgewinnen durch die 

fortlaufende Modernisierung interner Abläufe, die Digitalisie-

rung und einer stringenten Kostensteuerung. Perspektivisch 

können auch Branchenkooperationen Chancen bieten, etwa 

durch gemeinsame Nutzung von Ressourcen, Knowhow oder 

Infrastrukturen.

Die Chancen der zukünftigen Entwicklung werden im Lage-

bericht insbesondere in den Abschnitten „Ausblick auf die 

Geschäftstätigkeit“ und „Ausblick auf die zukünftige Risiko-

situation“ näher erläutert.

RISIKEN DER ZUKÜNFTIGEN ENTWICKLUNG

Die Risiken der zukünftigen Entwicklung der BPK stehen 

in engem Zusammenhang mit:

• der eingeschränkten Risikotragfähigkeit,

• den Kapitalanlagerisiken,

• den strukturellen Besonderheiten des Run-offs,

• sowie den steigenden regulatorischen Anforderungen.

Wesentliche Risiken sind:

• �Kapitalmarktrisiken: Negative Entwicklungen an den  

Kapitalmärkten, Zinsänderungen, Spread-Ausweitungen 

und erhöhte Volatilität können zu Bewertungsverlusten 

führen und die Handlungsfähigkeit der BPK einschränken. 

Geopolitische Spannungen und konjunkturelle Unsicher-

heiten können diese Risiken verstärken.

• �Immobilienrisiken: Eine ausbleibende Stabilisierung oder 

weitere Schwäche im Immobiliensektor können die Markt-

werte und Erträge aus Immobilienanlagen beeinträchtigen.

• �Run-off-bedingte Struktur- und Liquiditätsrisiken: Das dau-

erhaft sinkende Beitragsvolumen bei gleichzeitig hohen 

Rentenzahlungen führt zu negativen operativen Cashflows 

und einem langfristigen Abschmelzen des Kapitalanlagever-

mögens.

• �Biometrische und Kostenrisiken: Abweichungen von  

den getroffenen Annahmen zur Langlebigkeit oder Kosten-

entwicklung können zusätzlichen Reservierungsbedarf  

auslösen.

• �Regulatorische Risiken: Weiter steigende aufsichtsrecht-

liche Anforderungen können als Treiber des Kostenrisikos 

wirken und beanspruchen organisatorische und personelle 

Ressourcen.

Diese Risiken und ihre potenziellen Auswirkungen auf die 

Risikotragfähigkeit der BPK werden im Lagebericht insbeson-

dere im Abschnitt „Ausblick auf die zukünftige Risikositua-

tion“ ausführlich dargestellt.
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PERSONALBERICHT

Als Arbeitgeber legt die Pensionskasse besonderen Wert auf 

eine verlässliche und zukunftsorientierte Unternehmenskul-

tur. Diese Kultur ist geprägt von Offenheit, Transparenz und 

einer respektvollen Zusammenarbeit aller Mitarbeitenden. 

Als Arbeitgeber stehen wir seit jeher für eine zukunftsfähige 

Arbeitskultur, die von Offenheit, Informations‑ und Wissens-

austausch sowie respektvoller Zusammenarbeit geprägt ist. 

Gerade in der aktuellen Situation des strukturellen Wandels 

bilden diese Werte eine zentrale Grundlage für Stabilität und 

Orientierung unserer Mitarbeitenden.

Auch im „Run-off“ bleibt es unser Ziel, ein sicherer und 

attraktiver Arbeitgeber zu sein. Die langjährige Fachkom-

petenz und Erfahrung unserer Beschäftigten sind für eine 

ordnungsgemäße und hochwertige Abwicklung unverzicht-

bar. Deshalb halten wir bewusst an der Entwicklung unserer 

Mitarbeitenden fest und investieren gezielt in Schulungen, 

Weiterbildungen und Kompetenzaufbau, um die neu hinzu-

kommenden Aufgaben abzudecken.

Zusätzlich zu regelmäßigen Teamsitzungen fördern wir 

interne Schulungen und Austauschformate. Insbesondere 

der interne Wissenstransfer ermöglicht es, komplexe und 

kassenindividuelle Themen effizient und praxisnah zu ver-

mitteln. Der Austausch findet sowohl innerhalb der Abtei-

lungen als auch abteilungsübergreifend statt. Er stärkt das 

organisationsweite Wissensmanagement und das Team-

building.

Externe Fort‑ und Weiterbildungen ergänzen unser internes 

Angebot. Sie stärken die fachliche und persönliche Entwick-

lung unserer Mitarbeitenden. Mit diesen Maßnahmen sichern 

wir die Leistungsfähigkeit unserer Teams. Gleichzeitig helfen 

sie uns, bewährte Fachkräfte langfristig zu halten – im Inte-

resse unserer Versicherten.

Die verlässliche Erreichung unserer organisatorischen Ziele 

beruht maßgeblich auf einer vertrauensvollen und wert-

schätzenden Zusammenarbeit. Für den kontinuierlichen 

Einsatz, die Loyalität und das Engagement bedanken wir uns 

ausdrücklich bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern.

Im Geschäftsjahr waren bei der BPK im Durchschnitt acht 

Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen beschäftigt, davon vier in 

Teilzeit. 

AUSBLICK

AUF DIE GESCHÄFTSTÄTIGKEITT

Die BPK befindet sich weiterhin im „Run‑off“ und damit in der 

geordneten Abwicklung der bestehenden Versicherungsver-

hältnisse. Die seit 2005 unveränderte Mitgliederstruktur führt 

zu kontinuierlich sinkenden Beitragseinnahmen bei gleichzeitig 

steigenden Rentenzahlungen. Diese Entwicklung belastet die 

wirtschaftlichen Rahmenbedingungen der Kasse zunehmend 

und wirkt sich unmittelbar auf Liquidität, Kostenstruktur sowie 

die Spielräume in der Kapitalanlage aus. Der zum 02.12.2025 

wirksam gewordene Widerruf der Geschäftserlaubnis hat keine 

praktische Auswirkung auf die operative Tätigkeit, da bereits seit 

2005 kein Neugeschäft mehr betrieben werden darf. Die BPK 

steht weiterhin vollumfänglich unter der Aufsicht der BaFin.

Mit dem als aufsichtsrechtlich unbedenklich bescheinigten 

Beschlusses der Vertreterversammlung über die Umsetzung 

des Vorschlags des Verantwortlichen Aktuars gem. § 13 Abs. 3 

der Satzung verfügt die BPK über einen klaren Rahmen, um die 

langfristigen Ziele strukturiert und verbindlich zu verfolgen. 

Diese Ziele sind die Wiedererfüllung der Solvabilitätskapitalan-

forderungen und die Wiederherstellung der Risikotragfähigkeit. 

Aufgrund der regulatorischen Vorgaben kann die Zielerrei-

chung nur schrittweise und langfristig erfolgen. Die Geschäfts- 

und Risikostrategie wurde entsprechend angepasst und auf die 

Sanierungsziele ausgerichtet. Dadurch wurde eine klare Orien-

tierung für die strategische Weiterentwicklung und wirtschaft-

liche Stabilisierung der Kasse geschaffen.

Ein zentraler Bestandteil der Maßnahmen zur Sicherstellung 

der langfristigen Verpflichtungserfüllung ist die Umsetzung 

der Leistungskürzung. Sie verfolgt das Ziel, die finanzielle 

Stabilität der Kasse zu stärken und die dauerhafte Bedienung 

der Leistungen gegenüber den Mitgliedern und deren Hinter-

bliebenen zu gewährleisten. Darüber hinaus unterstützen wir 

Arbeitgeber und Anspruchsberechtigte bei der Umsetzung der 

Subsidiärhaftung. Das machen wir transparent, nachvollzieh-

bar und serviceorientiert.

Die zukünftige Geschäftstätigkeit wird daher maßgeblich 

durch die Stabilisierung der wirtschaftlichen Situation geprägt 

sein. Diese Stabilisierung wollen wir durch folgende Schritte 

erreichen:

• �Weiterentwicklung und Steuerung des im Niedrigzinsumfeld 

ausgerichteten Kapitalanlageportfolios einschließlich einer 

strategischen Umschichtung in risikoärmere Anlageklassen, 

die den neuen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen ent-

sprechen.
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• �Kontinuierliche Modernisierung der internen Abläufe, um 

den prozessimmanenten und stetig zunehmenden Heraus-

forderungen mit neuen, anpassungsfähigen und effizi-

enteren Lösungen zu begegnen.

• �Aufrechterhaltung der hohen Servicequalität für Mitglieder 

und Arbeitgeber — auch unter anspruchsvollen Rahmen-

bedingungen.

• �Stärkung des internen Zusammenhalts und Sicherstellung 

einer konsistenten organisatorischen Leistungsfähigkeit in 

einem langfristigen Run‑off‑Prozesses.

AUF DIE ZUKÜNFTIGE RISIKOSITUATION

Die künftige Risikosituation der BPK wird weiterhin maßgeb-

lich durch die eingeschränkte Risikotragfähigkeit geprägt. 

Vorrangiges Ziel bleibt es, diese sowohl aus wirtschaftlichen 

Gründen als auch aufgrund aufsichtsrechtlicher Vorgaben 

Schritt für Schritt zu verbessern. Hierfür sind vor allem  

zwei Maßnahmen entscheidend:

1. �Der langfristige Aufbau von Eigenkapital zur Stärkung  

der Verlustrücklage. 

2. �Die fortgesetzte Umschichtung des Kapitalanlageport-

folios. Chancenorientierte und damit risikoreichere 

Anlagen werden weiter reduziert, um ein risikoarmes, 

stabilitätsorientiertes Portfolio aufzubauen, das die Ver-

pflichtungen im „Run‑off“ langfristig absichern kann.

Die zukünftige Risikosituation hängt maßgeblich von zwei 

externen Faktoren ab:

1. �Der Entwicklung des Kapitalanlageportfolios im Zuge der 

Umschichtung sowie der Kapitalmarkt- und insbesondere 

Zinsentwicklung. Das gegenwärtig höhere Zinsniveau deckt 

das rechnungsmäßige Zinserfordernis zwar ab, jedoch nur 

mit geringen Sicherheitsmargen. 

2. �Die Ertragskraft risikoarmer Anlagen bleibt strukturell 

begrenzt. Die BPK rechnet daher mit weiterhin volatilen 

Kapitalmärkten. Unklar ist insbesondere, ob sich geopo-

litische Spannungen, konjunkturelle Unsicherheiten und 

weltwirtschaftliche Trends zu Gunsten oder zu Lasten der 

BPK entwickeln werden.

Diese Faktoren können zu Marktwertverlusten oder Bonitäts-

ausfällen führen und wirken sich damit unmittelbar auf die 

Risikotragfähigkeit aus.
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Vor diesem Hintergrund verfolgt die BPK eine konsequent 

risikoarme Anlagestrategie mit stark begrenztem Risiko-

appetit. Ziel ist es, die Risikotragfähigkeit durch eine sta-

bile, schwankungsarme Kapitalanlage langfristig zu stärken. 

Daneben ist wesentlich, dass sich weitere Einflussgrößen – 

insbesondere biometrische Entwicklungen und die Kosten-

entwicklung – im Rahmen der Erwartungen bewegen. Beide 

Faktoren sind im „Run‑off“ nur begrenzt steuerbar und sind 

im Wesentlichen lediglich über zusätzliche Finanzierungsbei-

träge steuerbar, welche die BPK eigenständig durch Über-

schüsse erwirtschaften müsste. Externe Risikotreiber wie die 

Kapitalmarkt-, Zins- und Konjunkturentwicklung sind grund-

sätzlich nicht beeinflussbar.

Ein bedeutendes strukturelles Risiko ergibt sich weiterhin 

aus dem langfristigen Abwicklungsprozess des seit 2005 

geschlossenen Versichertenbestands. Sinkende Beitragsein-

nahmen bei gleichzeitig langfristig hohen Rentenzahlungen 

führen zu dauerhaft negativen operativen Cashflows. Diese 

können nur teilweise durch Kapitalanlageerträge ausge-

glichen werden, mithin müssen Kapitalanlagen veräußert 

werden. Das abschmelzende Kapitalanlagevermögen redu-

ziert die Ertragsbasis zusätzlich. Das Run‑off‑Risiko ist nicht 

beeinflussbar und wirkt sich unmittelbar auf die Risikotrag-

fähigkeit sowie die wirtschaftlichen Steuerungsmöglich-

keiten aus.

Auch die aufsichtsrechtlichen Anforderungen werden den 

Erwartungen nach weiter steigen und das Kostenrisiko erhö-

hen. Diese Belastungen sind nur im Rahmen der Proportiona-

lität steuerbar und können die Risikotragfähigkeit zusätzlich 

beanspruchen.

Auch im kommenden Geschäftsjahr ist mit einer weiter-

hin angespannten Risikosituation zu rechnen. Gleichzeitig 

wurden wichtige Schritte eingeleitet, um die Position der 

BPK nachhaltig zu stärken. Durch den gezielten Aufbau von 

Eigenkapital, die weitere Stärkung der Bewertungsreserven 

und die Ausrichtung des Anlageportfolios auf höhere Stabi-

lität kann die Risikotragfähigkeit kontinuierlich verbessert 

werden. Bei einer günstigen Kapitalmarkt und Zinsentwick-

lung eröffnen sich realistische Chancen auf eine spürbare 

Erholung der Ertragslage. Unabhängig davon setzt die BPK 

auf eine vorausschauende und risikobewusste Steuerung, 

um die Organisation robust aufzustellen und Chancen konse-

quent zu nutzen.
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BEWEGUNG DES BESTANDS AN PENSIONSVERSICHERUNGEN  

(OHNE SONSTIGE VERSICHERUNGEN) IM GESCHÄFTSJAHR 2024/2025

Anwärter Invaliden- und  
Altersrentner

Hinterbliebenenrenten

Männer Frauen Männer Frauen
Summe der

Jahres-
renten 2)

Witwen Witwer Waisen
Summe der Jahresrenten 2)

Witwen Witwer Waisen

Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl EUR Anzahl Anzahl Anzahl EUR EUR EUR

I. �BESTAND AM ANFANG DES  
GESCHÄFTSJAHRS 01.10.2024 4.155 1.222 6.040 764 21.802.760 2.408 54 28 4.295.769 67.298 13.212

II. �Zugang während  
des Geschäftsjahrs

1. �Neuzugang an Anwärtern,  
Zugang an Rentnern — — 263 62 1.054.630 164 7 3 193.553 7.969 1 . 290

2. Sonstiger Zugang 1) 1 9 0 2 4 . 0 2 3 7 0 130.326 5.312 —

3. GESAMTER ZUGANG 1 9 263 64 1.058.653 171 7 3 323.879 13.281 1 . 290

III. �Abgang während  
des Geschäftsjahrs

1. Tod 12 6 272 24 681.004 149 3 — 236.443 3.495 —

2. Beginn der Altersrente 249 59 — — — — — — — — —

3. �Berufs- oder Erwerbs- 
unfähigkeit (Invalidität) 14 3 — — — — — — — — —

4. �Reaktivierung,  
Wiederheirat, Ablauf — — — — — 0 — 6 0 — 2.011

5. �Ausscheiden unter Zahlung 
von Rückkaufswerten,  
Rückgewährbeträgen und 
Austrittsvergütungen 50 11 1 0 354 11 1 — 4.248 — —

6. �Ausscheiden ohne Zahlung 
von Rückkaufswerten,  
Rückgewährbeträgen und 
Austrittsvergütungen — — — — — — — — — — —

7. Sonstiger Abgang 9 1 8 3 230.978 2 — — 1.955 — 2

8. GESAMTER ABGANG 334 80 281 27 912.336 162 4 6 242.646 3.495 2.013

IV. �BESTAND AM ENDE DES  
GESCHÄFTSJAHRS 
30.09.2025 3.822 1.151 6.022 801 21.949.077 2.417 57 25 4.377.002 77.084 12.489

DAVON

1. �BEITRAGSFREIE  
ANWARTSCHAFTEN 2.317 876 — — — — — — — — —

2. �IN RÜCKDECKUNG  
GEGEBEN — — — — — — — — — — —

1 ) Z. B. Reaktivierung, Wiederinkraftsetzung sowie Erhöhung der Rente.
2) Einzusetzen ist hier der Betrag, der sich als zukünftige Dauerverpflichtung (entsprechend der Deckungsrückstellung) ergibt.
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BILANZ DER BABCOCK PENSIONSKASSE VVaG ZUM 30. SEPTEMBER 2025 — AKTIVA

Ich bestätige entsprechend §128 (5) VAG, dass die im Vermögensverzeichnis aufgeführten Vermögensanlagen den gesetz-

lichen und aufsichtsbehördlichen Anforderungen gemäß angelegt und vorschriftsmäßig sichergestellt sind.

Oberhausen, den 21.04.2026

Treuhänder

Marius Fengels

AKTIVA
Stand am 30. September 2025

EUR

Stand am 30. September 2024

TEUR

A. �IMMATERIELLE  
VERMÖGENSGEGENSTÄNDE

I. �Entgeltlich erworbene Konzessi-
onen, gewerbliche Schutzrechte 
und ähnliche Rechte und Werte  
sowie Lizenzen an solchen Rechten 
und Werten 409.979,54 565

II. �Geleistete Anzahlungen 0,00 409.979,54 0 565

B. KAPITALANLAGEN

I. �Grundstücke, grundstücksgleiche 
Rechte und Bauten 0,00 0

II. �Kapitalanlagen in  
verbundenen Unternehmen  
und Beteiligungen

1. Beteiligungen 11.331.120,14 11.576

2. �Ausleihungen an Unternehmen, 
mit denen ein Beteiligungsver-
hältnis besteht 0,00 11.331.120,14 0 11.576

III. Sonstige Kapitalanlagen

1. �Aktien, Anteile od. Aktien  
an Investmentvermögen und  
andere nicht festverzinsliche 
Wertpapiere“ 251.512.100,43 265.650

2. �Inhaberschuldverschreibungen 
und andere festverzinsliche  
Wertpapiere 14.224.019,73 18.730

3. �Hypotheken-, Grundschuld- und 
Rentenschuldforderungen 28.655.358,94 43.242

4. Sonstige Ausleihungen

a) �Namensschuldverschreibungen 52.990.533,33 60.333

b) �Schuldscheinforderungen und 
Darlehen 57.262.837,40 110.253.370,73 74.974 135.307

5. �Einlagen bei Kreditinstituten 26.723.864,95 431.368.714,78 442.699.834,92 22.453 485.382 496.957

C. FORDERUNGEN

I. �Forderungen aus dem

1. Versicherungsnehmer 4.195,06 11

2. �Mitglieds- und Trägerunternehmen 3.151 ,59 7.346,65 10 21

II. Sonstige Forderungen 2.461.718,17 2.469.064,82 10.825 10.846

D. �SONSTIGE  
VERMÖGENSGEGENSTÄNDE

I. Sachanlagen 632.109,46 96

II. �Laufende Guthaben bei  
Kreditinstituten, Schecks  
und Kassenbestand 0,00 632.109,46 1.525 1.621

E. �RECHNUNGS- 
ABGRENZUNGSPOSTEN

I. Abgegrenzte Zinsen	 2.971.863,10 4.281

II. �Sonstige Rechnungs- 
abgrenzungsposten 48.132,15 3.019.995,25 40 4.321

449.230.983,99 514.310
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Es wird bestätigt, dass die Deckungsrückstellung i. H. v. 446.531.921,16 EUR nach dem zuletzt am 21.04.2026 genehmigten 

Geschäftsplan berechnet worden ist. 

Oberhausen, 21.04.2026

Verantwortlicher Aktuar

Mark Walddörfer

BILANZ DER BABCOCK PENSIONSKASSE VVaG ZUM 30. SEPTEMBER 2025 — PASSIVA

PASSIVA Stand am 30. September 2025

EUR

Stand am 30. September 2024

TEUR

A. EIGENKAPITAL

I. Gewinnrücklagen

– Verlustrücklage gemäß § 193 VAG 0,00 0,00 10.021  10.021  

B. VERSICHERUNGSTECHNISCHE RÜCKSTELLUNGEN

I. Deckungsrückstellung 446.531.921,16  503.181    503.181    

II. �Rückstellung für noch nicht  
abgewickelte Versicherungsfälle 235.797,53  

III. Sonst. vers.-techn. Rückstellungen 0,00

 – Bruttobetrag 0,00 446.767.718,69  189 189

C. ANDERE RÜCKSTELLUNGEN

I. �Rückstellungen für Pensionen  
und ähnliche Verpflichtungen 188.690,00  196  

II. Sonstige Rückstellungen 1.387.798,45  1.576.488,45  295  491  

D. ANDERE VERBINDLICHKEITEN

I. ��Verbindlichkeiten aus dem selbst abgeschlossenen  
Versicherungsgeschäft gegenüber:	

1. Versicherungsnehmern 189.951,24  152

II. Sonstige Verbindlichkeiten 696.825,61  886.776,85  276  428

– davon aus Steuern 88.011,44  87    

E. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 0,00   0,00  0 0,00

449.230.983,99 514.310  

Jahresabschluss 2024/2025 |
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GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG DER BABCOCK PENSIONSKASSE VVaG

für die Zeit vom 1. Oktober 2024 bis zum 30. September 2025

1. Oktober 2024— 

30. September 2025 

EUR

1. Oktober 2023— 

30. September 2024 

TEUR

I. VERSICHERUNGSTECHNISCHE RECHNUNG

1. Verdiente Beiträge für eigene Rechnung

– Gebuchte Bruttobeiträge 3.075.888,19 3.298

2. Erträge aus Kapitalanlagen

a) Erträge aus Beteiligungen 636.000,00 716

b) Erträge aus anderen Kapitalanlagen

aa) �Erträge aus Grundstücken,  
grundstücksgleichen Rechten und Bauten 0,00 0

bb) Erträge aus anderen Kapitalanlagen 6.608.043,18 6.608.043,18 23.510 23.510

c) Erträge aus Zuschreibungen 0,00 0

d) Gewinne aus dem Abgang von Kapitalanlagen 216.497,99 7.460.541,17 198 24.424

3. �Sonstige versicherungstechnische Erträge 90,96 0

4. �Aufwendungen für Versicherungsfälle für eigene Rechnung

a) Zahlungen für Versicherungsfälle

– Bruttobetrag -26.961.390,53 26.730

b) �Veränderung der Rückstellung für noch nicht abgewickelte 
Versicherungsfälle

– Bruttobetrag -47.227,96 -27.008.618,49 40 26.770

5. �Veränderung der übrigen versicherungstechnischen  
Netto-Rückstellungen

– Deckungsrückstellung

– sonst. vers.technische Rückstellungen

-56.649.359,84

0,00 -56.649.359,84

-1 1 . 192

6. �Aufwendungen für den Versicherungsbetrieb für eigene 
Rechnung

– Verwaltungsaufwendungen -2.203.084,86 852

7. Aufwendungen für Kapitalanlagen 

a) �Aufwendungen für die Verwaltung von Kapitalanlagen,  
Zinsaufwendungen und sonstige Aufwendungen für die  
Kapitalanlagen -1.716.526,48 1.300

b) Abschreibungen auf Kapitalanlagen -45.583.289,68 10.341

c) Verluste aus dem Abgang von Kapitalanlagen 0,00 -47.299.816,16 0 11 .641

8. Sonstige vers.techn. Aufwendungen für eigene Rechnung -6.681,65 2

9. Versicherungstechnisches Ergebnis für eigene Rechnung -9.332.137,91 -351

II. NICHTVERSICHERUNGSTECHNISCHE RECHNUNG

1. Sonstige Erträge 163.528,82 -219

2. Sonstige Aufwendungen -751 .530,00 -588.001,18 419 200

3. Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit	 -9.920.139,09 -550

4. Steuern vom Einkommen und Ertrag	 100.647,00 101

5. Sonstige Steuern -45,02 -100.692,02 0 101

6. Jahresfehlbetrag -10.020.831,11 -651

7. Entnahme aus der Verlustrücklage gemäß § 193 VAG -10.020.831,11 -651

8. Bilanzgewinn 0,00 0
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Der Jahresabschluss der Babcock Pensionskasse VVaG, 

Oberhausen, ist nach den Vorschriften des Handelsgesetz-

buches (HGB), der Verordnung über die Rechnungslegung 

von Versicherungsunternehmen (RechVersV) und des Versi-

cherungsaufsichtsgesetzes (VAG) in jeweils aktueller Fassung 

erstellt worden.

BILANZIERUNGS- UND BEWERTUNGSMETHODEN

Die erworbenen immateriellen Vermögensgegenstände 

wurden mit den Anschaffungskosten, vermindert um die 

planmäßige Abschreibung, bilanziert.

Für die Bewertung der Beteiligungen wurden die fortge-

führten Anschaffungskosten abzüglich etwaiger außerplan-

mäßiger Abschreibungen herangezogen. Zur Ermittlung der 

Zeitwerte wurde im Wesentlichen die Equity-Methode (NAV) 

herangezogen.

Aktien, Investmentanteile, Inhaberschuldverschreibungen 

und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere sind dazu 

bestimmt dauernd dem Geschäftsbetrieb zu dienen und 

wurden dem Anlagevermögen gewidmet. Entsprechend 

den Regelungen des § 341b Abs. 2, 2 HS HGB wurden diese 

mit den für das Anlagevermögen geltenden Vorschriften, 

d. h. unter Berücksichtigung des gemilderten Niederstwert-

prinzip, bewertet. Die Stellungnahme des Versicherungs-

fachausschusses des Instituts der Wirtschaftsprüfer vom 

8. April 2002 (IDW RS VFA 2) wurde beachtet. 

Die Zeitwerte der Aktien und Investmentanteile ergeben 

sich aus den Kurswerten bzw. Rücknahmepreisen zum 

Bilanzstichtag sowie aus internen Berechnungen. 

Namensschuldverschreibungen und Schuldscheinforde-

rungen werden zu fortgeführten Anschaffungskosten 

bilanziert. Die Zeitwerte werden grundsätzlich unter 

Zugrundelegung allgemeiner Daten nach dem Discounted-

Cashflow-Verfahren ermittelt. Für Inhaberschuldverschrei-

bungen werden, wenn möglich, Börsenkurse herangezogen, 

sofern keine Börsenkurse vorliegen, wird ebenfalls wenn 

möglich, das Discounted-Cashflow-Verfahren angewendet.

Hypotheken-, Grundschuld- und Rentenschuldforderungen 

werden in Höhe der fortgeführten Anschaffungskosten 

abzüglich erfolgter Tilgungen und abzüglich der kumu-

lierten Amortisation bilanziert. Die Zeitwerte werden unter 

Zugrundelegung allgemeiner Daten nach dem Discounted-

Cashflow-Verfahren ermittelt.

Einlagen bei Kreditinstituten werden zum Nominalwert 

angesetzt. Der Zeitwert der Einlagen entspricht dem  

Nominalwert.

Forderungen aus dem selbst abgeschlossenen Versiche-

rungsgeschäft sowie sonstige Forderungen und sonstige 

Vermögensgegenstände (ohne Sachanlagen) werden zum 

Nennwert bilanziert. Sachanlagen sind zu fortgeführten 

Anschaffungskosten angesetzt; sie werden über die 

betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer linear abgeschrieben.

 

Die Verlustrücklage gemäß § 193 VAG wird nach satzungs-

gemäßen Grundsätzen gebildet.

Die Deckungsrückstellung i. H. v. 446.532 TEUR wurde ent-

sprechend dem am 21.04.2026 genehmigten technischen 

Geschäftsplan berechnet. 

Die Berechnung der Deckungsrückstellung erfolgt nach der 

prospektiven Methode und enthält explizit eine Teilrückstel-

lung für zukünftige Verwaltungskosten sowie eine zusätz-

liche pauschale Verwaltungskostenrückstellung, welche 

innerhalb der Deckungsrückstellung gebildet wird.

Der auf die Leistungen entfallende Teil der Deckungsrück-

stellung besteht zum einen aus dem Barwert der am Bilanz-

stichtag erreichten Anwartschaften und zum anderen aus 

einer positiven Differenz zwischen dem Barwert der in der 

Zukunft sich voraussichtlich aufbauenden Anwartschaften 

und den in der Zukunft dafür voraussichtlich einzuneh-

menden Beiträgen.

Anhang

Anhang |
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Die Deckungsrückstellungsberechnung erfolgt auf Einzel-

verpflichtungsebene.

Es erfolgen pauschale Zuschläge zur Einrechnung der 

Anwartschaft auf Waisenrente und des Gnadenquartals bei 

Rentnertod sowie eine pauschale Zusatzrückstellung für 

Übertrittsverluste von Alt-Tarif-Versicherten, die aus über-

höhten Verrentungsfaktoren der Neutarife in den Altern 

zwischen 60 und 65 resultieren.

Der Rechnungszins für die Reservierung wurde zum 

30.09.2025 von 3,25 % auf 2,70 % p.a. abgesenkt. Als rech-

nerisches Pensionierungsalter wird das Alter 65 für Männer 

und Frauen angesetzt. Als biometrische Rechnungsgrund-

lagen werden die Richttafeln 1998 von Klaus Heubeck in 

modifizierter Form verwendet. Für Männer wurden die 

Sterbewahrscheinlichkeiten zum 30.09.2025 von 70 % auf 

62,5 % herabgesetzt und für Frauen 85 % der Sterbewahr-

scheinlichkeiten angesetzt. Die Invalidisierungswahrschein-

lichkeiten der Richttafeln 1998 wurden auf 25 % ihres Aus-

gangswertes reduziert.

Die Pensionsrückstellung ist mit dem versicherungsmathe-

matischen Barwert unter Anwendung einer pauschal ange-

nommenen Restlaufzeit von 10 Jahren, entspricht einem 

Rechnungszins von 2,02 % und unter Anwendung der 

Richttafeln 2018 G von Klaus Heubeck bewertet worden. Die 

Rentenentwicklung ist mit 2,25 % angenommen worden.

Bei der Bemessung der sonstigen Rückstellungen wird allen 

erkennbaren Risiken und ungewissen Verpflichtungen aus-

reichend Rechnung getragen. Die Bewertung erfolgt jeweils 

in Höhe des Erfüllungsbetrags, der nach vernünftiger kauf-

männischer Beurteilung erforderlich ist, um zukünftige 

Zahlungsverpflichtungen abzudecken. Zukünftige Preis- 

und Kostensteigerungen werden berücksichtigt, sofern aus-

reichende objektive Hinweise für deren Eintritt vorliegen. 

Rückstellungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem 

Jahr werden mit dem ihrer Restlaufzeit entsprechenden 

durchschnittlichen Marktzinssatz der vergangenen sieben 

Geschäftsjahre abgezinst.

Die anderen Verbindlichkeiten sind mit ihrem Erfüllungs-

betrag angesetzt.
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ERLÄUTERUNGEN ZUR BILANZ ZUM 30. SEPTEMBER 2025

AKTIVA

Die Entwicklung der Aktivposten A, B I. bis III. im Geschäftsjahr ist aus dem nachfolgenden Anlagenspiegel zu ersehen:

AKTIVPOSTEN
Bilanzwerte 

Vorjahr
Zugänge Umbuchungen Abgänge

Zuschrei- 
bungen

Abschrei-
bungen/ 

Amortisation

Bilanzwerte 
Geschäftsjahr

Zeitwerte 
Geschäftsjahr

Zeitwerte  
Vorjahr

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

A �IMMATERIELLE  
VERMÖGENSGEGEN-
STÄNDE

 
 

564.576,16

 
 

0,00

 
 

0,00

 
 

0,00

 
 

0,00

 
 

154.596,62

 
 

409.979,54

 
 
–

 
 
–

B �KAPITALANLAGEN

I. �Grundstücke,  
grundstücksgleiche  
Rechte und Bauten 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

II. �Kapitalanlagen in ver- 
bundenen Unternehmen 
und Beteiligungen

1. Beteiligungen 11.576.117,48 0,00 0,00 0,00 0,00 244.997,34 11.331.120,14 11.331.120,14 11.352.101,84

2. �Ausleihungen an Unterneh-
men, mit denen ein Beteili-
gungsverhältnis besteht

 
 

0,00

 
 

0,00

 
 

0,00

 
 

0,00

 
 

0,00

 
 

0,00

 
 

0,00

 
 

0,00

 
 

0,00

III. Sonstige Kapitalanlagen

1. �Aktien, Anteile od. Aktien 
an Investmentvermögen 
und andere nicht fest- 
verzinsliche Wertpapiere 265.649.775,15 14.350.091,74 0,00 16.633.592,12 0,00 11.854.174,34 251.512.100,43 255.576.805,17 265.536.155,27

2. �Inhaberschuldverschrei-
bungen und andere fest-
verzinsliche Wertpapiere 18.730.000,00 8.738.872,00 0,00 0,00 0,00 13.244.852,27 14.224.019,73 13.528.120,67 18.172.640,00

3. �Hypotheken-, Grundschuld- 
und Rentenschuldforde-
rungen 43.241.666,67 0,00 0,00 12.961.307,73 0,00 1.625.000,00 28.655.358,94 28.328.772,84 43.074.412,38

4. Sonstige Ausleihungen

a) �Namenschuldver- 
schreibungen 60.333.333,33 0,00 0,00 5.000.000,00 0,00 2.342.800,00 52.990.533,33 53.412.533,33 59.179.833,33

b) �Schuldschein- 
forderungen und  
Darlehen 74.973.546,34 0,00 0,00 3.360.708,94 0,00 14.350.000,00 57.262.837,40 57.059.198,04 74.809.643,05

5. �Einlagen bei 
Kreditinstituten 22.452.527,57 14.574.325,35 127.127,78 10.430.115,75 0,00 0,00 26.723.864,95 26.723.864,95 22.452.527,57

SUMME B III. 485.380.849,06 37.663.289,09 127.127,78 48.385.724,54 0,00 43.416.826,61 431.368.714,78 434.629.295,00 483.225.211,60

SUMME B  
KAPITALANLAGEN 496.956.966,54 37.663.289,09 127.127,78 48.385.724,54 0,00 43.661.823,95 442.699.834,92 445.960.415,14 494.577.313,44

INSGESAMT 497.521.542,70 37.663.289,09 127.127,78 48.385.724,54 0,00 43.816.420,57 443.109.814,46 445.960.415,14 494.577.313,44

Anhang |
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Unternehmen, Sitz Anteil am Kapital
Eigenkapital

zum 31.12.2024

Ergebnis

zum 31.12.2024

BPK Invest GmbH, Hildesheim* 0 % 131 .240,00 €  1 1 3 .422,32 € 

Limbecker Platz 1 GmbH, Hamburg 5,1 % 0,00 € -676.170,01 € 

*  stille Beteiligung, Wirtschaftsjahr 01.10.—30.09. d. J., Daten beziehen sich auf den 30.09.2024

Aktien, Investmentanteile und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere	

Fondsbezeichnung Anlageziel/Fonds Buchwert Marktwert
Differenz zum  

Buchwert
Ausschüttung

Tägliche 
Rückgabe

Unterlassene  
Abschreibung

EVC Mezzanine Fonds Mezzaninefonds 2.768 TEUR 2.768 TEUR 0 TEUR 0 TEUR ja nein

Magna Babcock Select Immobilienspezialfonds 53.597 TEUR 55.835 TEUR 2.238 TEUR 0 TEUR ja nein

EVC-REDF Umbrella Mezzaninefonds 2.075 TEUR 2.075 TEUR 0 TEUR 0 TEUR nein

BPK Universal Fonds gemischter Masterfonds 187.644 TEUR 189.471 TEUR 1.826 TEUR 0 TEUR nein

B. KAPITALANLAGEN

II. Kapitalanlagen in verbundenen Unternehmen und Beteiligungen

Anzugebende Beteiligungen nach § 285 Nr. 11 HGB bestanden am Abschlussstichtag wie folgt: 

III. Sonstige Kapitalanlagen 

Die Aktien, Investmentanteile und andere nicht festverzinslichen Wertpapiere beinhalten ausschließlich Investmentanteile  

an Spezialfonds. Diese sind dazu bestimmt, dauernd dem Geschäftsbetrieb zu dienen und werden nach den Grundsätzen  

des Anlagevermögens bewertet. 

Die Investmentanteile enthalten insgesamt stille Reserven in Höhe von 4.065 TEUR (Lasten Vj. 743 TEUR). 

Für das Geschäftsjahr 2024/2025 wurden insgesamt Ausschüttungen von 566 TEUR (Vj. 14.775 TEUR) aus einem  

Mezzanine-Fonds erfolgswirksam vereinnahmt. 

Bei Investmentfonds, an denen mehr als 10 % des Sondervermögens gehalten werden, ergibt sich folgende Darstellung:
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C. FORDERUNGEN

I. Forderungen aus dem selbst abgeschlossenen Versicherungsgeschäft 

Die Forderungen betreffen Mitglieder- und Firmenbeiträge in Höhe von 7,4 TEUR (Vj. 21 TEUR), die zum 30.09.2025  

fällig waren, jedoch erst nach diesem Zeitpunkt eingegangen sind.

II. Sonstige Forderungen 

Die sonstigen Forderungen von 2.462 TEUR (Vj. 10.825 TEUR) beinhalten im Wesentlichen:

eine Forderung i. H. v. 2.232 TEUR (Vj. 2.195 TEUR) aus vorausbezahlten Rentenleistungen für Oktober 2025 sowie  

Forderungen aus Zinszahlungen i. H. v. 216 TEUR (Vj. 8.617).

 

D. SONSTIGE VERMÖGENSGEGENSTÄNDE

Unter den Sachanlagen sind im Wesentlichen Büromöbel, EDV- und Hardware aktiviert; diese werden über die betriebsge-

wöhnliche Nutzungsdauer linear pro rata temporis abgeschrieben. Die laufenden Guthaben bestehen bei 2 Kreditinstituten.

E. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN

Dieser Posten beinhaltet die abgegrenzten Zinsen in Höhe von 2.972 TEUR (Vj. 4.281 TEUR), die wirtschaftlich das Geschäfts-

jahr betreffen sowie Ausgaben i. H. v. 48 TEUR (Vj. 40 TEUR), die Aufwendungen nach dem Bilanzstichtag darstellen.

Buchwert                     Zeitwert Differenz zum Buchwert

Inhaberschuldverschreibungen und andere festverzinsliche 

Wertpapiere

14.224 TEUR 13.528 TEUR -696 TEUR

Hypotheken-, Grundschuld- und Rentenschuldforderungen 28.655 TEUR 28.329 TEUR -327 TEUR

Sonstige Ausleihungen:

- Namensschuldverschreibungen 52.991 TEUR 53.413 TEUR 422 TEUR

- Schuldscheinforderungen und Darlehen 57.263 TEUR 57.059 TEUR -204 TEUR

Für den festverzinslichen Kapitalanlagebestand ergaben sich zum Bilanzstichtag die nachfolgenden Buch- und Zeitwerte:

Eine Abschreibung der stillen Lasten wurde im Geschäftsjahr nicht vorgenommen, da die Wertveränderungen auf den 

Anstieg des Marktzinses zurückzuführen sind. Weiterhin sind die Kapitalanlagen dazu bestimmt dauerhaft dem Geschäfts-

betrieb zu dienen und werden planmäßig bis zur Endfälligkeit gehalten. Die Wertminderungen werden daher als nicht  

dauerhaft eingestuft.

Anhang |
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PASSIVA

A. EIGENKAPITAL

I. Gewinnrücklagen

Verlustrücklage gemäß §193 VAG

Die Verlustrücklage nach der Umsetzung der Sanierungsmaßnahmen ist aufgebraucht und beträgt daher 0 TEUR.  

Im Vorjahr belief sich die Verlustrücklage auf 10.021 TEUR.

B. VERSICHERUNGSTECHNISCHE RÜCKSTELLUNGEN

I. Deckungsrückstellung

Die Deckungsrückstellung wurde zum 30.09.2025 unter Berücksichtigung des aufsichtsbehördlich genehmigten technischen 

Geschäftsplans neu berechnet und beträgt nun 446,53 Mio. EUR (Vj. 503,18 Mio. EUR).

Der technische Geschäftsplan, auf dessen Grundlage die Deckungsrückstellung berechnet wurde, beruht auf dem Vorschlag 

des Verantwortlichen Aktuars gemäß § 13 Abs. 3 der Satzung. Dieser Vorschlag wurde von der Vertreterversammlung am 

21.04.2026 mit Wirkung zum 30.09.2025 beschlossen. Der Beschluss der Vertreterversammlung wurde von der Aufsichtsbe-

hörde am 21.04.2026 als unbedenklich bescheinigt. 

II. Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versicherungsfälle

Die Rückstellung betrifft noch zu zahlende Renten, die im Geschäftsjahr nicht abgewickelt werden konnten. 

C. ANDERE RÜCKSTELLUNGEN

I. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen

Die in dem Posten passivierte Pensionsrückstellung i. H. v. 189 TEUR (Vj. 196 TEUR) wurde für ein ehemaliges Vorstandsmit-

glied gebildet. Die Pensionsrückstellung wurde mit dem durchschnittlichen Marktzinssatz der vergangenen 10 Geschäftsjahre 

(2,02 %) abgezinst. Unter Anwendung des durchschnittlichen Marktzinssatzes aus den vergangenen 7 Geschäftsjahren  

(2,15 %) würden die Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen um 2.876 TEUR geringer ausgefallen.

II. Sonstige Rückstellungen 

Die sonstigen Rückstellungen wurden unter anderem gebildet für Personalkosten, Aufwendungen für die Aufstellung und 

Prüfung des Jahresabschlusses sowie Rechts- und Beratungskosten.

D. ANDERE VERBINDLICHKEITEN

I. Verbindlichkeiten aus dem selbst abgeschlossenen Versicherungsgeschäft

Hier enthalten sind Verbindlichkeiten gegenüber Versicherungsnehmern aus Rentenzahlungsverpflichtungen i. H. v.  

190 TEUR (Vj. 152 TEUR).

I. Sonstige Verbindlichkeiten

Die sonstigen Verbindlichkeiten in Höhe von 697 TEUR (Vj. 276 TEUR) bestehen wesentlich aus Verbindlichkeiten aus  

Lieferungen und Leistungen i. H. v. 590 TEUR (Vj. 175 TEUR) sowie aus Verbindlichkeiten aus Steuern i. H. v. von 88 TEUR 

(Vj. 87 TEUR).

Die Restlaufzeiten der Verbindlichkeiten betragen bis zu einem Jahr.
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ERLÄUTERUNGEN ZUR GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG  

VOM 1. OKTOBER 2024 BIS 30. SEPTEMBER 2025

I. Versicherungstechnische Rechnung

1. Verdiente Beiträge für eigene Rechnung

Gebuchte Bruttobeiträge 

Die Beitragseinnahmen setzen sich wie folgt zusammen:

2. Erträge aus Kapitalanlagen

3. Aufwendungen für Versicherungsfälle für eigene Rechnung

a) �Es handelt sich um Rentenzahlungen einschließlich der Aufwendungen für die Regulierung von Versicherungsfällen  

von insgesamt 26.961 TEUR (Vj. 26.730 TEUR).

b) �Die Veränderung der Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versicherungsfälle beträgt im Zeitraum vom 01.10.2024  

bis 30.09.2025 47 TEUR (Vj. 40 TEUR).

2024/2025 

EUR

2023/2024 

EUR

Mitgliederbeiträge 1.765.216,55 1.892.948,48

Firmenbeiträge 1 .310.671 ,64 1.405.337,09

INSGESAMT 3.075.888,19 3.298.285,57

2024/2025 

EUR

2023/2024 

EUR

a) Erträge aus Beteiligungen 636.000,00 716.381,99

bb) Erträge aus anderen Kapitalanlagen 6.608.043,18 23.509.755,37

d) Gewinne aus dem Abgang von Kapitalanlagen 216.497,99 197.694,38

INSGESAMT 7.460.541,17 24.423.831,74

Anhang |
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4. �Zusammensetzung der Personalaufwendungen nach § 51 Abs. 5 RechVersV 

Die Personalaufwendungen gliedern sich wie folgt:

5. Aufwendungen für Kapitalanlagen 

a) �Aufwendungen für die Verwaltung von Kapitalanlagen, Zinsaufwendungen und sonstige Aufwendungen für die  

Kapitalanlagen. 

 

Diese Position betrifft unter anderem die Aufwendungen für Risikomanagementdienstleistungen sowie die auf  

die Verwaltung der Kapitalanlagen entfallenden Mietaufwendungen und Gehälter.

b) �Die Abschreibungen auf Kapitalanlagen betreffen im Wesentlichen die Wertberichtigung von vier Schuldscheindarlehen, 

einem Hypothekendarlehen, drei Inhaberschuldverschreibungen sowie drei Namensschuldverschreibungen und Aktien- 

und Investmentanteilen.

VORGÄNGE NACH SCHLUSS DES  

GESCHÄFTSJAHRS

Noch vor Ablauf des Geschäftsjahres erfolgte am 

10.09.2025 die fristgerechte Beantwortung zur Einreichung 

des Finanzierungsplans nach § 136 VAG als Anforderung 

zur zuvor angezeigten Unterdeckung der Mindestkapitalan-

forderungen nach § 135 Abs. 1 VAG.

Wegen der Unterdeckung der Mindestkapitalanforderungen 

erfolgte im Rahmen der gesetzlich vorgeschriebenen 

Abläufe die Anhörung zum „Widerruf der Erlaubnis zum 

Geschäftsbetrieb“ mit Schreiben vom 09.10.2025 und der 

daraus folgende Widerruf mit Schreiben vom 29.10.2025. 

Das VAG sieht für den vorliegenden Fall, dass der vorge-

legte Finanzierungsplan „offensichtlich unzureichend ist“ 

den Widerruf als gebundene Entscheidung vor. Ohne die 

externe Unterstützung der Trägerunternehmen ist keine 

Aufstellung eines realistischen Finanzierungsplans möglich 

gewesen, welcher innerhalb der strikten 3-Monatsfrist die 

Wiederherstellung der Solvabilitäts- und Mindestkapitalan-

forderungen ermöglicht. Die Wirkung des Widerrufs ist zum 

02.12.2025 eingetreten.

Von diesem Widerruf bleiben bestehende Versicherungsver-

träge unberührt und sind ordnungsgemäß durchzuführen 

und abzuwickeln. Damit wird der bereits seit dem Jahr 

2005 faktisch, durch das Neugeschäftsverbot, bestehende 

Geschäftsbetrieb zur Abwicklung der bestehenden Versi-

cherungsverhältnisse unverändert und geordnet fortge-

setzt. Die BPK steht auch weiterhin unter Aufsicht der 

BaFin.

Die Vertreterversammlung der Babcock Pensionskasse hat 

am 21.04.2026 den Vorschlag des Verantwortlichen Aktuars 

gem. § 13 Abs. 3 der Satzung mit Wirkung zum 30.09.2025 

beschlossen. Der Beschluss der Vertreterversammlung 

wurde durch die Aufsichtsbehörde am 21.04.2026 als unbe-

denklich bescheinigt.

Provisionen und sonstige Bezüge der Ver- 

sicherungsvertreter, Personal-Aufwendungen

2024/2025 

EUR

2023/2024 

EUR

Provisionen jeglicher Art der Versicherungs- 
vertreter im Sinne des §92 HGB für das selbst  
abgeschlossene Versicherungsgeschäft 0,00 0,00

Sonstige Bezüge der Versicherungsvertreter 
im Sinne des §92 HGB 0,00 0,00

Löhne und Gehälter 798.534,65 748.557,64

Soziale Abgaben und Aufwendungen für  
Unterstützung 136.131 , 22 120.909,75

Aufwendungen für Altersversorgung 26.928,36 28.546,76

AUFWENDUNGEN INSGESAMT 961.594,23 898.014,15
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Die Mitglieder der Vertreterversammlung, des Aufsichtsrates und des Vorstandes sowie  

die Vorsitzenden sind auf den Seiten 6 und 7 angegeben.

Die Mitglieder der Vertreterversammlung und des Aufsichtsrates sind ehrenamtlich tätig.

Sonstige wesentliche finanzielle Verpflichtungen nach § 285 Nr. 3a HGB bestehen in Höhe  

von 15.395 TEUR gegenüber einer Fondsgesellschaft (Kapitalzusagen).

Die für die Tätigkeit der Geschäftsführung gewährten Gesamtbezüge gemäß § 285 Nr. 9 HGB  

beliefen sich auf 391 TEUR (Vj. 385 TEUR).

Im Geschäftsjahr 2024/2025 wurden 42 TEUR (Vj. 35 TEUR) vom Abschlussprüfer für Abschluss- 

prüfungsleistungen berechnet.

Die Babcock Pensionskasse ist Mitglied der „aba Arbeitsgemeinschaft für betriebliche Alters- 

versorgung e.V.“, Berlin, der „Pensions-Akademie e. V.“. und des „Verband der Firmenpensions- 

kassen e. V.“, Berlin.

Oberhausen, 21.04.2026

Babcock Pensionskasse VVaG

Der Vorstand

Weitere Angaben

Weitere Angaben |

Langhoff 	 Ronig	 Walddörfer
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Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der Babcock Pensionskasse 

Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit, Oberhausen, – 

bestehend aus der Bilanz zum 30. September 2025 und 

der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 

vom 1. Oktober 2024 bis zum 30. September 2025 sowie 

dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzie-

rungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus 

haben wir den Lagebericht der Babcock Pensionskasse Ver-

sicherungsverein auf Gegenseitigkeit, Oberhausen, für das 

Geschäftsjahr vom 1. Oktober 2024 bis zum 30. September 

2025 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 

gewonnenen Erkenntnisse 

• �entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 

wesentlichen Belangen den deutschen, für Versicherungs-

unternehmen geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 

und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen  

Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-,  

und Finanzlage der Gesellschaft zum 30. September 2025 

sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 

1. Oktober 2024 bis zum 30. September 2025 und 

• �vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein 

zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen 

wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Ein-

klang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen 

gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und 

Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 

Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungs-

mäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

geführt hat.

Bestätigungsvermerk  
des Abschlussprüfers

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 

Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter 

Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 

festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 

nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 

„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 

Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestäti-

gungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von der 

Babcock Pensionskasse Versicherungsverein auf Gegensei-

tigkeit, Oberhausen, unabhängig in Übereinstimmung mit 

den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 

Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufs-

pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen 

erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten 

Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als 

Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 

und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Auf-

sichtsrats für den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Auf-

stellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für 

Versicherungsunternehmen geltenden handelsrechtlichen 

Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und 

dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deut-

schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-

gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 

die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den 

deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als 

notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahres-

abschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen fal-

schen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen  

AN DIE BABCOCK PENSIONSKASSE VERSICHERUNGSVEREIN AUF GEGENSEITIGKEIT, OBERHAUSEN: 

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS
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(d. h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögens-

schädigungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetz-

lichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der 

Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 

beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach-

verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unter-

nehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber 

hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 

Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-

nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächli-

che oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 

für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein 

zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermit-

telt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahres-

abschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 

Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der 

zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind 

die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkeh-

rungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 

erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts 

in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen 

gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um aus- 

reichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lage-

bericht erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung 

des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur Auf-

stellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung  

des Jahresabschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber 

zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von 

wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen 

Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht ins-

gesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft 

vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 

Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewon-

nenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen 

gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 

Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, 

sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 

Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 

beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, 

aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung 

mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-

schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung 

eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche 

Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtü-

mern resultieren und werden als wesentlich angesehen, 

wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 

einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jah-

resabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftli-

chen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen 

aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber 

hinaus

• �identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher 

falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lage-

bericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, 

planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf 

diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, 

die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für 

unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine 

aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche 

Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist höher als das Risiko, 

dass eine aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche 

Darstellung nicht aufgedeckt wird, da dolose Handlungen 

kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte 

Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das 

Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können,

• �erlangen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung  

des Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollen  

und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-

kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu  

planen, die unter den Umständen angemessen sind,  

jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirk- 

samkeit der internen Kontrollen der Gesellschaft bzw.  

dieser Vorkehrungen und Maßnahmen abzugeben,

• �beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetz-

lichen Vertretern angewandten Rechnungslegungs- 

methoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetz-

lichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und 

damit zusammenhängenden Angaben,

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers |
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• �führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetz-

lichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten 

Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender 

geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei ins-

besondere die den zukunftsorientierten Angaben von den 

gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen 

Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ablei-

tung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annah-

men. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunfts-

orientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden 

Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches 

unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesent-

lich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen 

unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung 

der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen,  

einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel in internen 

Kontrollen, die wir während unserer Prüfung feststellen.

Oberhausen, den 21.04.2026

HT VIA AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Prof. Dr. Marius Haßlinger

Wirtschaftsprüfer

• �ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit 

des von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-

nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-

nehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten 

Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit 

im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten 

besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der 

Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 

aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass 

eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflich-

tet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Anga-

ben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam 

zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, 

unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir zie-

hen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der 

bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten 

Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegeben-

heiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft 

ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann,

• �beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jah-

resabschlusses insgesamt einschließlich der Angaben 

sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 

Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der 

Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grund-

sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-

lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 

Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt,

• �beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem 

Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das 

von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens,
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•  führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetz-

lichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten 

Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender 

geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei ins-

besondere die den zukunftsorientierten Angaben von den 

gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen 

Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ablei-

tung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annah-

men. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunfts-

orientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden 

Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches 

unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesent-

lich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen 

unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung 

der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-

schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die 

wir während unserer Prüfung feststellen.

Nürnberg, den 16.04.2024

HT VIA AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Prof. Dr. Haßlinger

Wirtschaftsprüfer

•  ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit 

des von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-

nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-

nehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten 

Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit 

im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten 

besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der 

Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 

aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass 

eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflich-

tet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Anga-

ben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam 

zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, 

unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir zie-

hen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der 

bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten 

Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegeben-

heiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft 

ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

•  beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jah-

resabschlusses insgesamt einschließlich der Angaben 

sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 

Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der 

Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grund-

sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-

lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 

Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

•  beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem 

Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das 

von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens.
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Der Aufsichtsrat hat im Berichtsjahr die ihm obliegenden 

Aufgaben wahrgenommen und die Arbeit des Vorstandes 

regelmäßig überwacht und beratend begleitet. Es wurde 

während der Berichtszeit in Aufsichtsratssitzungen sowie 

durch mündliche und schriftliche Berichte des Vorstandes 

über die Lage und Entwicklung der Geschäfte sowie über 

besondere Vorkommnisse der Pensionskasse informiert. 

Aufgrund dieser Berichterstattung konnte sich der Auf-

sichtsrat von der ordnungsgemäßen Geschäftsführung des 

Vorstandes überzeugen.

Jahresabschluss und Lagebericht für das Geschäftsjahr 

2024/2025 sind durch die HT VIA AG Wirtschaftsprüfungs-

gesellschaft geprüft und von ihr mit einem uneingeschränk-

ten Bestätigungsvermerk versehen worden.

Der Aufsichtsrat schließt sich dem Ergebnis der Prüfung an 

und erhebt nach dem abschließenden Ergebnis seiner eige-

nen Prüfung keine Einwendungen.

Der aufgestellte Jahresabschluss wird in der vorliegenden 

Form der Vertreterversammlung zur Beschlussfassung vor-

gelegt, mit der Empfehlung diesen festzustellen.

Oberhausen, den 21.04.2026 

Bericht des Aufsichtsrats

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers, Bericht des Aufsichtsrats |

Konstantinovic	 Becker	 Viedenz

Vorsitzender

Boy	 Leidner	 Rademacher

stellv. Vorsitzender
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